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Liebe Leserin, lieber Leser,

in der Neujahrsnacht wurden 

in mehreren deutschen 

Großstädten Einsatz- und 

Rettungskräfte von überwie-

gend jungen Menschen an-

gegriffen. In den Folgemona-

ten kamen weitere Gewaltde-

likte dazu, die den Ruf nach 

einem „Gipfel gegen Jugend-

gewalt“ laut werden ließen.  

und eine Grundsatzdiskussi-

on über die junge Generation 

anstieß. Professor Dr. Dirk 

Baier von der Züricher Hoch-

schule für Angewandte Wis-

senschaften zeigt im ersten 

Artikel unseres achtunddrei-

ßigsten Newsletters anhand 

aktueller kriminologischer 

Daten die Trends in der Ju-

gendkriminalität auf und  

diagnostiziert die möglichen 

Gründe des Anstiegs.

Der Völkerstrafvollzug be-

fasst sich mit der Frage, wie 

im Strafvollzug mit Völker-

rechtsverbrechern umzuge-

hen ist. Er gewinnt seit ge-

raumer Zeit in der Strafvoll-

zugswissenschaft an wach-

sender Bedeutung, auch 

wenn es sich in Deutschland 

lediglich um eine kleine 

Gruppe Gefangener handelt. 

Professor Dr. Florian Knauer 

von der Friedrich-Schiller-

Universität Jena erklärt,  

warum nur wenige Gefange-

ne einige grundlegende Fra-

gen für den Strafvollzug auf-

werfen.

Unser Vollzugsrecht-Experte 

Michael Schäfersküpper von 

der Fachhochschule für 

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen beleuchtete in 

seinen bisherigen Artikeln 

vollzugliche Maßnahmen. In 

dieser Ausgabe stellt er erst-

mals eine vollzugliche Institu-

tion vor, die eher ein Schat-

tendasein führt - den Beirat 

von Justizvollzuganstalten. 

Der Mangel an Fachpersonal 

und die Kostenexplosionen 

sind seit langem auch im 

medizinischen Dienst der 

Justizvollzugsanstalten spür-

bar. Aufgrund dieser elemen-

taren Herausforderungen  

sind neue Wege notwendig. 

Professorin Dr. Christiane 

Brockes ist CEO der Züricher 

alcare AG und war Anstalts-

ärztin in der JVA Pöschwies 

(Schweiz). Sie berichtet von 

ihren Erfahrungen mit der 

Einführung der Telemedizin 

in ihrer damaligen JVA und 

den damit zusammenhän-

genden Chancen.

Gefangene, die sich unter 

der englischen Selbstbe-

zeichnung LGBTQI als les-

bisch, schwul, bisexuell, 

transgender, queer und inter-

geschlechtlich definieren, 

tragen ein deutlich höheres  

Risiko, im Vollzug Opfer 

(sexualisierter) Gewalt zu 

werden. Dr. Thomas Barth 

arbeitet als forensisch-

psychiatrischer Sachverstän-

diger in Berlin und hat Über-

legungen zum Schutz von 

Personen aus der LGBTQI-

Community angestellt.

Dr. Irene Marti vom Institut 

für Strafrecht und Kriminolo-

gie der Universität Bern 

(Schweiz) verschafft uns 

einen Einblick in den Alltag 

von verwahrten Straftätern in 

der Schweiz und erläutert 

ihre Erkenntnisse, die sie 

aus einem Forschungspro-

jekt über das Leben in der 

Verwahrung gewonnen hat.

Wir wünschen Ihnen viel 

Spaß beim Lesen! 

Herzliche Grüße aus Celle 

sendet Ihnen

   Michael Franke
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JUGENDKRIMINALITÄT IN DEUTSCHLAND 

wie die bekannte Alters-

Kriminalitäts-Kurve mit 

ihrem Höhepunkt im Ju-

gendalter zeit- und län-

derübergreifend immer 

wieder gezeigt hat. Die 

kriminelle Auffälligkeit 

junger Menschen hat 

dabei verschiedene 

Gründe, die u.a. darin 

liegen, dass sie sich in 

einer entwicklungspsy-

chologischen Über-

gangssituation befinden, 

in der die eigene Identi-

Trends und Diagnosen
von Dirk Baier 

Das Jahr 2023 ist bis-

lang geprägt von vielen 

schweren Gewaltdelikten, 

die von Kindern und Ju-

gendlichen begangen 

wurden. Zu Silvester wur-

den in verschiedenen 

Großstädten Einsatz- und 

Rettungskräfte von jun-

gen Menschen angegrif-

fen; in den Folgemonaten 

kamen weitere Gewaltde-

likte hinzu, die vielfach 

Diskussionen darüber 

auslösten, was mit der 

jungen Generation derzeit 

los sei. Die Delikte in 

Freudenberg, Heide, 

Wunstorf, Pragsdorf oder 

Horn-Bad Meinberg ste-

hen beispielshaft hierfür, 

ebenso wie die Schläge-

reien in Freibädern in den 

Sommermonaten oder 

die Häufung von Gewalt 

in Halle/Saale. Prinzipiell 

ist Kinder- und insbeson-

dere Jugendkriminalität 

nichts Ungewöhnliches, 

gender Kinder- und Ju-

gendkriminalität disku-

tiert.

Trends

Um kriminelles Verhal-

ten von Kindern und Ju-

gendlichen zu untersu-

chen, können verschie-

dene Datenquellen her-

angezogen werden. Be-

gangene Straftaten wer-

den bspw. von der Poli-

zei registriert. Diese poli-

zeilich registrierte Krimi-

nalität wird als Hellfeld 

ge, welche Trends sich 

beobachten lassen und 

wie sie sich ggf. erklären 

lassen, ist daher eine 

wichtige kriminologische 

Aufgabe. Im Folgenden 

sollen Trends der Ju-

gendkriminalität vor al-

lem unter Nutzung der 

Polizeilichen Kriminalsta-

tistik vorgestellt werden. 

Anschließend werden 

mögliche Gründe der 

jüngsten Trends anstei-

tät auch dadurch gewon-

nen wird, dass man ge-

sellschaftlichen Normen 

austestet. Dies geschieht 

zudem vor allem in der 

Gruppe der Gleichaltri-

gen, mit denen viel Zeit 

unstrukturiert und unkon-

trolliert von Erwachsenen 

verbracht wird, wobei 

gruppendynamische Pro-

zesse die Ausübung von 

Gewalt und Kriminalität 

bedingen. Zudem gibt es 

Hinweise darauf, dass in 

dieser Altersphase Ver-

änderungen im Gehirn 

mit einer Senkung der 

Selbstkontrollfähigkeiten 

einhergehen, wodurch 

impulsives Verhalten 

wahrscheinlicher wird. 

Obwohl diese Phänome-

ne bekannt sind und die 

Jugendphase prägen, ist 

das Niveau der Kinder-

und Jugendkriminalität 

nicht konstant. Die Fra-

Professor Dr. Dirk Baier 

Züricher Hochschule für 

Angewandte Wissenschaften

Die Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) 

hat ihre Standorte in Winterthur (Foto), Zürich und Wädenswil.
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tungszeitraum Kinder 

deutlich seltener als Tat-

verdächtige von Straf-

wie von Gewalttaten in 

Erscheinung getreten 

als Jugendliche oder 

Heranwachsende. Zwi-

schen Jugendlichen und 

Heranwachsenden be-

stehen hingegen deut-

lich geringere Abstände, 

insbesondere mit Blick 

auf die Gewaltkriminali-

tät. Zweitens zeigt sich, 

dass die Belastungszah-

len alles andere als kon-

der Bevölkerung ist wich-

tig, weil sich die Anzahl 

junger Menschen in den 

letzten 30 Jahren verän-

dert hat: Die Anzahl an 

10- bis unter 14-jährigen 

ist in Deutschland um 

15,6 % gesunken, die 

Anzahl 14- bis unter 18-

jähriger um (9,1 %; Her-

anwachsende: -9,5 %). 

Aus Abbildung 1 lassen 

sich verschiedene Befun-

de ableiten: Erstens sind 

im gesamten Beobach-

ausgewählte Angaben 

zu den Tatverdächtigen.

Die Polizeiliche Krimi-

nalstatistik wird seit 

mehreren Jahrzehnten 

veröffentlicht. In Abbil-

dung 1 ist für die Alters-

gruppen der Kinder (10-

bis unter 14-jährige), der 

Jugendlichen (14- bis 

unter 18-jährige) und 

der Heranwachsenden 

(18- bis unter 21-

jährige) die Entwicklung 

der Tatverdächtigenbe-

lastungszahlen (TVBZ) 

der letzten 30 Jahre ab-

gebildet. Die TVBZ gibt 

an, wie viele Jugendliche 

pro 100.000 der gleich-

altrigen Bevölkerung als 

Tatverdächtige polizei-

lich registriert wurden. In 

der linken Hälfte der Ab-

bildung 1 sind alle Straf-

taten, in der rechten 

Hälfte Straftaten, die der 

Gewaltkriminalität zuge-

ordnet werden, darge-

stellt. Eine Relativierung 

der Tatverdächtigen an 

bezeichnet, was darauf 

verweist, dass nur ein 

Teil aller strafbaren 

Handlungen den Behör-

den zur Kenntnis gelangt. 

Ein je nach Delikt unter-

schiedlich großer Anteil 

kriminellen Verhaltens 

verbleibt im Dunkelfeld. 

Die wichtigste Statistik 

zur Hellfeld-Kriminalität 

ist die Polizeiliche Krimi-

nalstatistik, in der alle 

aufgedeckten Straftaten 

erfasst werden und so-

weit wie möglich auch 

JUGENDKRIMINALITÄT IN DEUTSCHLAND 

stant sind. In Bezug auf 

Straftaten insgesamt 

waren Ende der 1990er 

Jahre hohe Zahlen fest-

zustellen, mit anschlie-

ßendem deutlichem 

Rückgang bis ca. 2015. 

Auf eine kurze Phase 

des Anstiegs, die mit 

der hohen Zuwanderung 

in Zusammenhang steht 

(z.B. Straftaten gegen 

das Aufenthalts-, Asyl-

und Freizügigkeitsge-

setz), gehen die Belas-

tungszahlen wieder zu-

„Erstens sind im gesamten 

Beobachtungszeitraum 

Kinder deutlich seltener als 

Tatverdächtige von Straf- wie 

von Gewalttaten in 

Erscheinung getreten als 

Jugendliche oder 

Heranwachsende.“

„Die wichtigste Statistik zur 

Hellfeld-Kriminalität ist die 

Polizeiliche Kriminalstatistik, 

in der alle aufgedeckten 

Straftaten erfasst werden und 

soweit wie möglich auch 

ausgewählte Angaben zu den 

Tatverdächtigen.“

Abbildung 1: Entwicklung verschiede-

ner Tatverdächtigenbelastungszahlen



Newsletter Nr. 38                                                                                                           Seite 4

deutlich: So hat sich die 

Anzahl an Kindern, die 

wegen gefährlicher bzw. 

schwerer Körperverlet-

zung oder Raub tatver-

dächtig waren, verdop-

pelt (Körperverletzung: 

von 4.691 auf 8.208, 

Raub: von 613 auf 

1.508). Bei den Jugend-

lichen ist die Anzahl an 

Personen, die wegen 

Mords/Totschlags tat-

verdächtig waren, um 

über zwei Drittel ange-

stiegen (von 117 auf 

gestellt. Hier wird darauf 

verzichtet, diese an der 

Bevölkerungszahl zu re-

lativieren, insofern nur 

die letzten zehn Jahre 

betrachtet werden, in 

denen sich weniger star-

ke Veränderungen der 

Bevölkerungszahl zuge-

tragen haben. Erneut 

wird ersichtlich, dass Kin-

der seltener als Jugendli-

che als Tatverdächtige 

registriert werden. Zudem 

werden einige starke, 

negative Veränderungen 

Der dritte Befund ist, 

dass für alle in Abbil-

dung 1 betrachteten 

Delikte und Altersgrup-

pen gilt, dass im Ver-

gleich der Jahre 2021 

und 2022 ein deutlicher 

Anstieg der Belastungs-

zahlen festzustellen ist. 

In Bezug auf die Alters-

gruppen der Kinder (10-

bis unter 14-jährige) und 

Jugendlichen (14- bis 

unter 18-jährige) gab es 

in den letzten 30 Jahren 

kein Jahr, in dem solch 

ein Anstieg der Belas-

tungszahlen stattgefun-

den hat. Die Belastungs-

zahl bei Kindern steigt 

von 2021 auf 2022 um 

37,3 % (alle Straftaten) 

bzw. 42,9 % (Gewalt), 

die Belastungszahl der 

Jugendlichen um 21,7 

bzw. 28,4 %. Das Aus-

maß des Anstiegs ist bei 

diesen beiden Gruppen 

also einmalig; bei den 

Heranwachsenden gilt 

dies auch mit Blick auf 

die Gewaltkriminalität (+ 

rück. Hinsichtlich der Ge-

waltkriminalität ist zu kon-

statieren, dass die 

Höchstwerte in den Jah-

ren 2007/2008 erreicht 

wurden. Auch danach 

fallen die Zahlen – bei 

den 14- bis unter 18-

jährigen hat sich bis 2015 

die Gewaltkriminalität 

halbiert; im Zeitraum 

2015 bis 2021 gehen die 

Zahlen dann weiter zu-

rück oder bleiben mehr 

oder weniger konstant.

erreicht, wie es dem 

Höchststand in den Jah-

ren 2007/2008 ent-

sprach.

Ebenfalls zu betonen ist, 

dass generell nur eine 

Minderheit der Kinder, 

Jugendlichen und Her-

anwachsenden als Tat-

verdächtige registriert 

werden. Dies waren im 

Jahr 2022 2,5 % aller 

Kinder, 6,3 % aller Ju-

gendlichen und 6,7 % 

aller Heranwachsenden 

16,3 %); mit Blick auf die 

Straftaten insgesamt lag 

nur der Anstieg von 2014 

auf 2015 (+ 19,3 %) hö-

her als der Anstieg von 

2021 auf 2022 (+ 9,1 %). 

Trotz dieses historisch 

einmaligen Anstiegs ist 

darauf hinzuweisen, dass 

das aktuelle Niveau der 

Kriminalität bzw. Gewalt 

noch teilweise deutlich 

niedriger liegt als früher; 

nur bei den Kindern ist 

bei der Gewaltkriminalität 

bereits wieder ein Niveau 

JUGENDKRIMINALITÄT IN DEUTSCHLAND 

198 Tatverdächtige). 

Auch bei den anderen 

Delikten haben sich An-

stiege zugetragen, die 

aber weniger stark aus-

fallen wie bei den Kin-

dern.

Eine letzte Auswertung 

der Polizeilichen Krimi-

nalstatistik findet sich in 

Abbildung 2. Hier wer-

den für alle 16 Bundes-

länder und die Alters-

gruppen der Kinder und 

Jugendlichen die Tat-

(Straftaten insgesamt). 

Hinsichtlich der Gewalt-

kriminalität lauten die 

Anteilswerte 0,3 %, 0,9 

% und 0,8 %.

Insofern die Gewaltkrimi-

nalität eine besondere 

Aufmerksamkeit erfährt, 

weil es sich hier teilwei-

se um schwere Delikte 

handelt, sind in Tabelle 1 

die Tatverdächtigen der 

zentralen Delikte der 

Gewaltkriminalität noch 

einmal differenziert dar-

„So hat sich die Anzahl an 

Kindern, die wegen 

gefährlicher bzw. schwerer 

Körperverletzung oder Raub 

tatverdächtig waren, 

verdoppelt .“

„Das Ausmaß des Anstiegs 

ist bei diesen beiden 

Gruppen also einmalig; bei 

den Heranwachsenden gilt 

dies auch mit Blick auf die 

Gewaltkriminalität .“
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gen mehr als verdoppelt 

(+ 104,3 %). Stärkere 

Anstiege sind daneben 

in Hessen, Rheinland-

Pfalz und Sachsen-

Anhalt festzustellen. In 

Bezug auf Jugendliche 

gilt ebenfalls, dass im 

Bundesland Thüringen 

die Gewalt am wenigs-

ten gestiegen ist (+ 3,6 

%); den höchsten Zu-

wachs verzeichnet 

Rheinland-Pfalz (+ 61,8 

%), gefolgt von Bran-

denburg (+ 42,2 %) und 

verdächtigenzahlen 

(absolute Zahlen) für Ge-

waltkriminalität für die 

Jahre 2021 und 2022 

gegenübergestellt. In 

keinem Bundesland ist 

die Anzahl an Tatver-

dächtigen rückläufig, 

wenngleich das Niveau 

des Anstiegs deutlich 

variiert. Mit Blick auf die 

Kinder zeigt sich der ge-

ringste Anstieg mit 5,1 % 

in Thüringen; im Saar-

land hat sich die Zahl der 

Tatverdächtigen hinge-

JUGENDKRIMINALITÄT IN DEUTSCHLAND 

Baden-Württemberg (+ 

38,2 %).

Zwischen 2021 und 

2022 hat es den Daten 

der Polizeilichen Krimi-

nalstatistik entsprechend 

einen historisch einmali-

gen Anstieg der Krimina-

lität und Gewalt von Kin-

dern, Jugendlichen und 

Heranwachsenden ge-

geben. Vermutet werden 

kann, dass dieser starke 

Anstieg auch damit in 

Zusammenhang steht, 

dass sich nach Beendi-

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

Tatverdächtige 
10 bis unter 14 
Jahre

Mord/Totschlag 11 7 7 10 13 10 7 8 17 16

gefährliche/schwere KV 5598 5163 4691 4816 5378 5325 6340 5402 5817 8208

Raub 942 862 733 613 690 824 911 888 917 1508

Vergewaltigung 73 55 58 52 95 61 81 84 81 90

Tatverdächtige 
14 bis unter 18 
Jahre

Mord/Totschlag 140 117 129 133 186 160 156 140 173 198

gefährliche/schwere KV 18179 16485 15578 18156 18414 17756 18434 17053 15940 20636

Raub 6520 5865 5331 5076 5081 5296 5982 5567 5056 6727

Vergewaltigung 681 698 612 714 1087 895 858 934 1028 1208

Tabelle 1: Tatverdächtige verschiedener Delikte der Gewaltkriminalität  (KV = Körperverletzung)

Abbildung 2: Entwicklung der Anzahl an Tatverdächtigen der Gewaltkriminalität nach Bundesland.
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sums zu verorten sind. 

Systematische empiri-

sche Analysen zu den 

Gründen des Anstiegs 

unter Bezug auf diese 

Ursachenbereiche sind 

bislang allerdings noch 

selten.

Baier et al. (2021) unter-

suchen sieben Faktoren 

daraufhin, ob sie den 

Anstieg der Jugendge-

walt zwischen 2015 und 

2019 in den bereits er-

wähnten Stichproben 

erklären lassen. 

Diagnosen

Veränderungen des kri-

minellen Verhaltens soll-

ten in Beziehung stehen 

mit Veränderungen der 

Ursachen dieses Verhal-

tens. Für Kinder- und 

Jugendkriminalität sind 

dabei Ursachen von be-

sonderer Bedeutung, die 

im Bereich der Familie, 

der Persönlichkeit, der 

Schul- und Peerumwelt 

oder des Medienkon-

Allerdings sollte dieser 

Anstieg nicht allein mit 

einer „Normalisierung“ 

des Jugendalltags nach 

der Covid19-Pandemie 

begründet werden, dies 

deshalb, weil Dunkfeld-

feldbefragungen bereits 

vorher einen Anstieg 

kriminellen Verhaltens 

junger Menschen sicht-

bar machen konnten. 

Die Pandemie hat wahr-

scheinlich verhindert, 

dass sich diese Entwick-

lung auch im Hellfeld 

sichtbar wird; nachdem 

die Pandemie vorbei ist, 

kommt es nun auch im 

Polizeilichen Hellfeld 

zum Anstieg. 

Insbesondere für das 

Bundesland Niedersach-

sen liegen dabei Ergeb-

nisse wiederholt durch-

geführter Dunkelfeldbe-

fragungen vor. Hier wur-

den in den Jahren 2013, 

2015, 2017 und 2019 

repräsentative Schüler-

befragungen unter Ju-

gung der Schutzmaßnah-

men zur Eindämmung 

der Covid19-Pandemie 

der Alltag und insbeson-

dere das Freizeitverhal-

ten junger Menschen 

wieder normalisiert hat. 

Der regelmäßige Schul-

besuch, das Aufsuchen 

typischer Jugendfreizeit-

orte, der Besuch von Ver-

anstaltungen usw. gehen 

damit einher, dass man 

auf Gleichaltrige trifft und 

dass dabei auch Konflikte 

und Gewalt entstehen. 

gestiegen; 2. Beim Ge-

waltverhalten zeigen 

sich ähnlich negative 

Veränderungen. Der 

Anteil an Jugendlichen, 

die physische Gewaltta-

ten ausgeführt haben, 

ist von 2,4 (2015) auf 

3,4 % signifikant gestie-

gen. Ein Anstieg findet 

sich bei Körperverlet-

zungen wie bei Raubta-

ten. Zusätzlich finden 

sich für die Schweiz Er-

gebnisse wiederholt 

durchgeführter Jugend-

gendlichen der neunten 

Jahrgangsstufe durchge-

führt, mit einer Fallzahl 

von jeweils ca. 10.000 

Befragten. Baier et al. 

(2021) berichten auf Ba-

sis dieser Befragungen 

folgende Ergebnisse: 1. 

Der Anteil an Jugendli-

chen, die Ladendiebstahl 

begangen haben, ist von 

4,0 (2015) auf 5,5 % 

(2019), der Anteil an Ju-

gendlichen, die Sachbe-

schädigungen begangen 

gaben, von 4,8 auf 6,1 % 

JUGENDKRIMINALITÄT IN DEUTSCHLAND 

niedersächsischer Ju-

gendlicher erklären kön-

nen. Dabei wird belegt, 

dass alle sieben Fakto-

ren signifikante Risiko-

faktoren des Gewaltver-

haltens sind: Jugendli-

che, die schwere elterli-

che Gewalt erlebt ha-

ben, haben ein erhöhtes 

Gewaltrisiko; gleiches 

gilt für Jugendliche, die 

Gewaltmedien konsu-

mieren, die Männlich-

keitsnormen akzeptie-

ren, gewaltaffine Ein-

befragungen, die eben-

falls einen Anstieg bele-

gen (Ribeaud/Loher 

2022; Manzoni et al. 

2022); die Entwicklun-

gen im Hellfeld stellen 

sich in der Schweiz 

ebenfalls ähnlich dar 

(Baier 2022). Die ver-

schiedenen Datenquel-

len belegen damit, dass 

Kinder- und Jugendkri-

minalität steigt. Dies 

führt zu der Frage, mit 

welchen Faktoren sich 

diese Entwicklungen 

„Für Kinder- und 

Jugendkriminalität sind dabei 

Ursachen von besonderer 

Bedeutung, die im Bereich 

der Familie, der 

Persönlichkeit, der Schul-

und Peerumwelt oder des 

Medienkonsums zu verorten 

sind.“

„Der regelmäßige 

Schulbesuch, das Aufsuchen 

typischer Jugendfreizeitorte, 

der Besuch von 

Veranstaltungen usw. gehen 

damit einher, dass man auf 

Gleichaltrige trifft und dass 

dabei auch Konflikte und 

Gewalt entstehen.“

S���n����p�����n�:

„W��� ��� S���� ��n-
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����i��n��� “ v�� 

18. �i� 19. N������� 

2024 �� K��ig������



Newsletter Nr. 38                                                                                                           Seite 7

die Präventionsarbeit 

noch stärker auf jene 

jungen Menschen fokus-

siert werden sollte, die 

aufgrund schlechter 

Ausgangsbedingungen 

ein erhöhtes Risiko auf-

weisen, in die Intensiv-

täterschaft abzugleiten.

Inwieweit zusätzlich die 

Covid19-Pandemie ei-

nen Beitrag zur erhöh-

ten Kriminalitäts- und 

Gewaltbereitschaft ge-

leistet hat, ist fraglich 

eine Vielzahl von Delik-

ten verantwortlich sind. 

Problematische Trends 

müssen insofern nicht 

alle Jugendlichen betref-

fen, sondern jene Ju-

gendlichen, die generell 

eine Vulnerabilität für 

Problemverhalten aufwei-

sen, weil die familiäre 

Situation schlecht ist, 

schulische Erfolge aus-

bleiben, Verbindungen in 

delinquente Jugendgrup-

pen usw. bestehen. Dies 

würde bedeuten, dass 

Einstellungen ist von 5,2 

auf 9,3 % gestiegen. 

Der Anteil schwänzen-

der Jugendlicher hat 

sich zudem von 13,4 auf 

24,7 % erhöht. Insofern 

sind kulturelle Faktoren 

(Männlichkeit, Gewalt-

akzeptanz) entschei-

dend, ebenso wie ein 

sich veränderndes Ver-

hältnis zur Schule. Frei-

lich bleibt dabei offen, 

warum es zu den diag-

nostizierten Verände-

rungen im Bereich der 

kulturellen Werthaltun-

gen und der Schulbin-

dung (wenn Schul-

schwänzen als Indikator 

einer sinkenden Bindung 

begriffen wird) kommt. 

Möglicherweise spielen 

hier negative Verhaltens-

vorbilder eine Rolle, auf 

die junge Menschen 

beim zunehmenden 

Konsum sozialer Medien 

stoßen. Möglicherweise 

liegen diesen Verände-

rungen auch negative 

Entwicklungen im Be-

stellungen internalisiert 

haben, die Schule 

schwänzen, Alkohol kon-

sumieren und in delin-

quente Freundesgruppen 

integriert sind. Der An-

stieg des Gewaltverhal-

tens lässt sich aber pri-

mär mit drei Faktoren 

begründen: Der Anteil 

an Männlichkeitsnormen 

zustimmender Jugendli-

cher ist von 6,0 auf 13,9 

% angestiegen; auch der 

Anteil an Jugendlichen 

mit gewaltakzeptierenden 

ten Schülerbefragungen 

der neunten Jahrgangs-

stufe geprüft. Auch sie 

verorten diese in einem 

veränderten Verhältnis 

zur Schule (negativer 

eingeschätztes Klassen-

klima, schulische Demo-

tivation). Zusätzlich kön-

nen sie zeigen, dass 

aggressive Konfliktlö-

sungsmuster unter Ju-

gendlichen mittlerweile 

verbreiteter sind und 

damit eine Zunahme der 

Gewaltakzeptanz sicht-

reich Familie zugrunde 

(z.B. Rückgang elterli-

cher Zuwendung und 

elterlichen Kontrollverhal-

ten); der Stellenwert fa-

miliärer Bedingungen für 

die Entwicklung von Kin-

dern und Jugendlichen ist 

weithin unbestritten.

Ribeaud und Loher 

(2022) haben daneben 

im Kanton Zürich mögli-

che Ursachen des Ge-

waltanstiegs anhand von 

wiederholt durchgeführ-

JUGENDKRIMINALITÄT IN DEUTSCHLAND 

und nicht hinreichend 

untersucht. Ein wieder-

holt bestätigter Effekt 

der Pandemie ist, dass 

sich durch sie und die 

zu ihrer Eindämmung 

beschlossenen Maß-

nahmen die psychische 

Situation der jungen 

Menschen deutlich ver-

schlechtert hat. Damit 

sind u.a. psychosomati-

sche Beschwerden, psy-

chische Belastungen, 

Depressivität, ein Rück-

gang des Wohlbefin-

bar wird. Zuletzt machen 

sie darauf aufmerksam, 

dass gerade jene jungen 

Menschen, die von einer 

Kumulation von Risiko-

faktoren betroffen sind, 

verstärkt zu Gewaltver-

halten neigen: Der Ge-

waltanstieg geht also auf 

eine kleine Gruppe 

hochbelasteter Jugendli-

cher zurück. Ribeaud 

und Loher (2022) ver-

weisen damit auf die 

Gruppe der Intensivtäte-

rinnen und -täter, die für 

„Ein wiederholt bestätigter 

Effekt der Pandemie ist, dass 

sich durch sie und die zu 

ihrer Eindämmung 

beschlossenen Maßnahmen 

die psychische Situation der 

jungen Menschen deutlich 

verschlechtert hat.“

„Der Anteil 

an Männlichkeitsnormen 

zustimmender Jugendlicher 

ist von 6,0 auf 13,9 % 

angestiegen; auch der Anteil 

an Jugendlichen mit 

gewaltakzeptierenden 

Einstellungen ist von 5,2 auf 

9,3 % gestiegen.“
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Schutzfaktoren abhän-

gig. Mögliche Auswir-

kungen der Pandemie 

auf die Kinder- und Ju-

gendkriminalität zu un-

tersuchen, ebenso wie 

die Ursachen des jüngs-

ten Anstiegs von Krimi-

nalität und Gewalt im 

Kindes- und Jugendal-

ter, ist damit eine zent-

rale Aufgabe der krimi-

nologischen Forschung.

Literatur:

Baier, D. (2022). Die 

Entwicklung der Jugend-

kriminalität aus krimino-

logischer Sicht: Steigt 

die Jugendgewalt? In C. 

Schwarzenegger & R. 

Nägeli (Hrsg.), Jugendli-

che und junge Erwach-

sene im urbanen Umfeld 

als Fokus der Kriminal-

prävention: 13. Zürcher 

Präventionsforum (S. 9-

26). Zürich: EIZ Publi-

shing.

dens und der Lebenszu-

friedenheit usw. gemeint 

(für einen überblick vgl. 

Schlack et al., 2023). 

Hierbei handelt es sich 

aber um internalisierende 

Formen der Verarbeitung 

von Problemen. Dass 

sich daraus auch exter-

nalisierende Formen der 

Problemverarbeitung er-

geben (wie Aggression 

und Gewalt), ist nicht 

zwangsläufig der Fall und 

von individuellen und 

sozialen Risiko- wie 

«International Self-

Report Delinquency» 

Studie (ISRD4). Zürich: 

Zürcher Hochschule für 

Angewandte Wissen-

schaften.

Ribeaud, D. & Loher, M. 

(2022). Entwicklung von 

Gewalterfahrungen Ju-

gendlicher im Kanton 

Zürich 1999-2021. For-

schungsbericht. Zürich: 

Jacobs Center for Pro-

ductive Youth Develop-

ment, Universität Zürich.

Baier, D., Krieg, Y. & 

Kliem, S. (2021). Kinder-

und Jugenddelinquenz in 

Deutschland: Daten und 

Perspektiven. Vierteljah-

resschrift für Heilpädago-

gik und ihre Nachbarge-

biete, 90(3), 175–190.

Manzoni, P., Haymoz, S., 

Biberstein, L., Ka-

menowski, M., Milani, R. 

(2022). Jugenddelin-

quenz in der Schweiz: 

Bericht zu den zentralen 

Ergebnissen der 4. 

JUGENDKRIMINALITÄT IN DEUTSCHLAND 

Schlack, R. et al. (2023). 

Veränderungen der psy-

chischen Gesundheit in 

der Kinder- und Jugend-

bevölkerung in Deutsch-

land während der CO-

VID-19- Pandemie –

Ergebnisse eines Rapid 

Reviews. Journal of 

Health Monitoring, 8(S1).

Kontakt: 

Dirk Baier 

E-Mail 

dirk.baier@zhaw.ch

Telefon

+41 58 93 48 90 4 
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nationalen Gefängnis-

sen nach dem dort gel-

tenden Vollzugsrecht 

vollstreckt werden.

Auch wenn es sich bei 

den in Deutschland in-

haftierten Völkerstrafge-

fangenen um eine zah-

lenmäßig kleine Gruppe 

handelt, sind sie für die 

Praxis und Wissenschaft 

gleichermaßen bedeut-

sam. Denn sie unter-

Warum wenige Gefangene grundlegende Fragen 

für den Strafvollzug aufwerfen
von Florian Knauer

VÖLKERSTRAFVOLLZUG

Der Völkerstrafvollzug 

findet in der Strafvoll-

zugswissenschaft seit 

einiger Zeit wachsende 

Aufmerksamkeit.1 Ge-

meint ist der Vollzug von 

Freiheitsstrafen an Verur-

teilten, die nach dem Völ-

kerstrafrecht verurteilt 

wurden. Konkret verbü-

ßen bzw. verbüßten bis-

lang insgesamt sieben 

Völkerrechtsverbrecher, 

die vom Internationalen 

Strafgerichtshof für das 

ehemalige Jugoslawien 

verurteilt wurden, ihre 

Strafen in deutschen Ge-

fängnissen. Den Hinter-

grund bildet das heute 

überwiegend vorherr-

schende dezentrale Sys-

tem des Völkerstrafvoll-

zugs, nach dem die von 

den internationalen Straf-

gerichten ausgesproche-

nen Freiheitsstrafen in 

hat noch geringe Auf-

merksamkeit gefunden. 

Größer war das Interesse 

an dem Vollzug der nach 

dem Zweiten Weltkrieg 

im Nürnberger Haupt-

kriegsverbrecherprozess 

verhängten und im Alliier-

ten Militärgefängnis in 

Berlin-Spandau voll-

streckten Freiheitsstra-

fen. 

Die nähere Betrachtung 

des Spandauer Vollzugs 

zeigt zunächst, dass sich 

das damalige Vollzugsre-

gime grundlegend von 

Völkerstrafrechts im All-

gemeinen geht auch die 

Entwicklung des Völker-

strafvollzugs im Beson-

deren zurück bis zum 

Ersten und Zweiten 

Weltkrieg.2 Der Vollzug 

der nach dem Ersten 

Weltkrieg vom Reichsge-

richt gegen deutsche 

Kriegsverbrecher ver-

hängten Freiheitsstrafen 

scheiden sich erheblich 

von den üblicherweise in 

deutschen Gefängnissen 

einsitzenden Personen. 

Persönliche oder soziale 

Defizite wie bei normalen 

StraftäterInnen fehlen bei 

ihnen in der Regel. Dem-

entsprechend stehen die 

Vollzugsanstalten – die 

bislang in Deutschland 

inhaftierten Völkerstraf-

gefangenen waren auf 

unterschiedliche Anstal-

ten in verschiedenen 

Bundesländern verteilt –

vor der Frage, wie sie mit 

diesen Gefangenen um-

gehen und auf das Voll-

zugsziel hinarbeiten sol-

len.

Historische Beispiele

Wie die Geschichte des 

 Die Friedrich-Schiller-Universität in Jena

Professor Dr. Florian Knauer 

Friedrich-Schiller-Universität 

Jena  -- Lehrstuhl für Strafrecht, 

Kriminologie, Strafvollzugsrecht 

und Jugendstrafrecht
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werden; hingegen dürfen 

Aspekte der Schuld-

schwere sowie der positi-

ven und negativen Gene-

ralprävention keine Rolle 

spielen.4

Rechtstatsächliche Be-

standsaufnahme

Eine rechtstatsächliche 

Bestandsaufnahme in 

Form einer kriminologi-

schen Erhebung mittels 

Interviews (mit Völker-

strafgefangenen und Be-

diensteten) und Ak-

„Mit Blick auf die im 

Völkerstrafvollzug 

berücksichtigungsfähigen 

Strafbegründungen können 

wie im normalen Strafvollzug 

die positive und negative 

Spezialprävention sowie die 

Opferorientierung 

herangezogen werden; 

hingegen dürfen Aspekte der 

Schuldschwere sowie der 

positiven und negativen 

Generalprävention keine 

Rolle spielen.“

Vollzugsmodell verbrei-

tet.

Ferner lassen sich bei 

einer näheren Betrach-

tung zwei Charakteristi-

ka des Völkerstrafvoll-

zugs nach dem Zweiten 

Weltkrieg ausmachen. 

Zum einen war er stark 

von politischen Einflüs-

sen geprägt. Zum ande-

ren fehlte es an Bemü-

hungen um eine Resozi-

alisierung der in Span-

dau inhaftierten Völker-

rechtsverbrecher.

Rechtliche Grundlagen

Mit Blick auf die rechtli-

chen Grundlagen des 

heutigen Völkerstrafvoll-

zugs wurde eingangs 

bereits darauf hingewie-

sen, dass die von den 

internationalen Strafge-

richten verhängten Frei-

heitsstrafen nach dem 

nationalen Vollzugsrecht 

des jeweiligen Vollstre-

ckungsstaats vollzogen 

werden. In Deutschland 

dem heutigen Völker-

strafvollzug unterschied. 

Während die nach dem 

Zweiten Weltkrieg von 

dem Internationalen Mili-

tärgerichtshof verhängten 

Freiheitsstrafen in einer 

von den Alliierten ge-

meinsam betriebenen 

zentralen Anstalt auf der 

Grundlage einer von den 

Besatzungsmächten ent-

wickelten Gefängnisord-

nung vollstreckt wurden, 

ist heute – wie oben skiz-

ziert – ein dezentrales 

nationalen Vollzugs-

rechts ist das internatio-

nale Recht zu berück-

sichtigen. Nach Art. 106 

Abs. 2 Halbsatz 2 IStGH

-Statut stehen die Haft-

bedingungen „im Ein-

klang mit den allgemein 

anerkannten Normen 

völkerrechtlicher Verträ-

ge betreffend die Be-

handlung von Strafge-

fangenen“. Gemäß Art. 

106 Abs. 2 Halbsatz 3 

IStGH-Statut dürfen sie 

„keinesfalls günstiger 

oder ungünstiger sein 

als diejenigen für Straf-

gefangene, die im Voll-

streckungsstaat wegen 

ähnlicher Straftaten ver-

urteilt wurden“.3

Mit Blick auf die im Völ-

kerstrafvollzug berück-

sichtigungsfähigen Straf-

begründungen können 

wie im normalen Straf-

vollzug die positive und 

negative Spezialpräven-

tion sowie die Opferori-

entierung herangezogen 

sind dies die Strafvoll-

zugsgesetze der jeweili-

gen Bundesländer und –

namentlich im Bereich 

des Rechtsschutzes 

gem. § 109 ff. StVollzG –

des Bundes. Dieses Mo-

dell ergibt sich aus den 

Statuten der jeweiligen 

internationalen Strafge-

richtshöfen, etwa aus Art. 

27 Satz 2 JStGH-Statut 

und Art. 106 Abs. 2 Halb-

satz 1 IStGH-Statut.

Bei der Anwendung des 

VÖLKERSTRAFVOLLZUG

tenanalysen hat einige 

Charakteristika des heu-

tigen Völkerstrafvollzugs 

in Deutschland ergeben. 

Erstens weisen die Völ-

kerstrafgefangenen an-

dere persönliche und 

soziale Merkmale auf 

als normale Strafgefan-

gene. Zweitens mangelt 

es bislang an spe-

ziellen Behandlungs-

maßnahmen zur Reso-

zialisierung dieser Grup-

pe von Gefangenen. 

Drittens ist – wie auch 

schon in der Spandauer 

Anstalt nach dem Zwei-

ten Weltkrieg – ein star-

ker politischer Einfluss 

auf den Vollzug zu be-

obachten.5

Künftige Ausgestal-

tung

Hinsichtlich der künftigen 

Ausgestaltung des Völ-

kerstrafvollzugs lassen 

sich insbesondere zwei 

Problemfelder ausma-

chen. Zum einen wird 

über die Frage diskutiert, 

S���n����p�����n�:

B�n�e���i�e� F����: 

Si�����ng����w����n� 

v�� 4. �i� 05. N����-

��� 2024 �� C����
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Völkerstrafvollzugs sie-

he Knauer aaO, S. 17.

2 Näher Knauer aaO, 

S. 23 ff.

3 Zu den daraus folgen-

den Konsequenzen sie-

he Knauer aaO, S. 48 ff.

4 Näher dazu Knauer 

aaO, S. 55 ff.

5 Siehe Knauer aaO, 

S. 68 ff.

6 Siehe zu dieser Dis-

Fußnoten:

1 Vojta, Imprisonment for 

International Crimes, 

2020; Knauer, Völker-

strafvollzug in Deutsch-

land, 2021; jeweils 

m.w.N.; bei den nachfol-

genden Ausführungen 

handelt es sich im We-

sentlichen um eine kurze 

Zusammenfassung der 

Inhalte des zuletzt ge-

nannten Buches des Ver-

fassers; zum Begriff des 

ob der Völkerstrafvollzug 

auch in Zukunft weiterhin 

dem derzeitigen dezent-

ralen Modell folgen soll 

oder ob er – ähnlich wie 

in Spandau nach dem 

Zweiten Weltkrieg – in 

einem oder mehreren 

zentralen Gefängnissen 

in internationaler Verant-

wortung organisiert wer-

den soll.6 Zum anderen 

ist die Strafvollzugswis-

senschaft dazu aufgeru-

fen, über die Entwicklung 

von Behandlungspro-

grammen für Völkerstraf-

Zweiten Weltkrieg tat-

sächlich als Vorbild für 

die zukünftige Fortent-

wicklung dienen kann, 

wie es im Schrifttum bis-

weilen gefordert wird.8

Zudem zeichnet sich ab, 

dass wichtige Aspekte 

des Völkerstrafvollzugs 

bislang noch nicht die 

gebotene Aufmerksam-

keit erhalten haben. Un-

ter Berücksichtigung der 

besonderen persönlichen 

und sozialen Merkmale 

VÖLKERSTRAFVOLLZUG

kussion Knauer aaO, 

S. 120 ff.

7 Knauer aaO, S. 134 ff.

8 Nachweise bei Knauer 

aaO, S. 121 f.

Kontakt: 

Florian Knauer

E-Mail 
florian.knauer@uni-jena.de

Telefon
+49 (0) 3641 9-42310 

gefangene nachzuden-

ken.7

Ausblick

Angesichts des wach-

senden Interesses am 

Völkerstrafvollzug in den 

letzten Jahren ist zu 

erwarten, dass sich die-

se Entwicklung noch 

weiter fortsetzen wird. 

Ein Grund für diese Ein-

schätzung ist, dass die 

historische Entwicklung 

des Völkerstrafvollzugs 

derzeit Gegenstand ei-

nes von Boris Burghardt 

(Universität Marburg) 

gemeinsam mit dem 

Verfasser durchgeführ-

ten und von der DFG 

geförderten Projekts mit 

dem Titel „Spandau, 

Sugamo und Landsberg 

– Die Anfänge des völ-

kerstrafrechtlichen Straf-

vollzugs und ihre Rele-

vanz für die internationa-

le Strafjustiz von mor-

gen“ ist. Im Rahmen die-

ses Projekts wird unter 

anderem die Frage un-

tersucht, ob der Völker-

strafvollzug nach dem 

„Angesichts des wachsenden 

Interesses am 

Völkerstrafvollzug in den 

letzten Jahren ist zu 

erwarten, dass sich diese 

Entwicklung noch weiter 

fortsetzen wird.“ 

von Völkerstrafgefange-

nen ist beispielsweise 

an die Frage zu denken, 

ab wann für spezielle 

Gruppen von Gefange-

nen eigenständige Voll-

zugsgesetze (wie z.B. 

bei Jugendlichen) oder 

jedenfalls besondere 

Vorschriften (wie z.B. 

bei Frauen) kriminalpoli-

tisch zweckmäßig oder 

sogar rechtlich geboten 

erscheinen.
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Der Beirat von Justizvollzugsanstalten

- Öffentlichkeit in der Blackbox Vollzug - 

von Michael Schäfersküpper

aus dem Beck'schen 

Online - Kommentar 

Strafvollzugsrecht vor-

gestellt. Bislang ging es 

immer um vollzugliche 

Maßnahmen.2 Nun steht 

zum ersten Mal eine 

vollzugliche Institution 

im Mittelpunkt: der Bei-

rat von Justizvollzugs-

anstalten.

Es wirkt schon ironisch: 

Denn obwohl der An-

VOLLZUGSRECHT

Der Abdruck des nachfol-

genden Textes erfolgt mit 

freundlicher Genehmi-

gung des Verlags C. H. 

BECK oHG. Der Text ist 

weitgehend ein Auszug 

aus dem Beck'schen Onli-

ne-Kommentar Strafvoll-

zugsrecht (Schäfers-

küpper, Michael, Kom-

mentierung zu § 104 

BremStVollzG in: Ger-

hold, Sönke Florian 

(Hrsg,), Beck'scher Onli-

ne-Kommentar Strafvoll-

zugsrecht Bremen, 

20. Edition, Stand: 

01.09.2023).

Einleitung

„Tief ist der Brunnen 

der Vergangenheit. Soll-

te man ihn nicht uner-

gründlich nennen?“1

Seit dem Jahr 2016 wer-

den im Newsletter 

immer wieder Auszüge 

Der Beirat ist eine ge-

setzlich institutionalisierte 

Form des Kontakts zur 

Öffentlichkeit (vgl. BT-

Drs. 7/918, 44 und 98; 

BremLT-Drs. 18/1475, 

88). Als „Fenster zur Öf-

fentlichkeit“ soll er zwi-

schen beiden Seiten ver-

mitteln … (vgl. OLG 

Frankfurt a. M. NJW 

1978, 2351). 

Mittlerfunktion des 

Beirats

Justizvollzugsanstalten 

sind weitgehend ge-

schlossene Einrichtun-

gen. Der gegenseitige 

Austausch mit der Öf-

fentlichkeit ist daher be-

grenzter als bei vielen 

anderen staatlichen Stel-

len. Pointiert kann man 

vom Vollzug als einer 

Blackbox sprechen. … 

Kommentar Strafvoll-

zugsrecht Bremen. Er ist 

so gewählt, dass die 

Ausführungen grund-

sätzlich für alle Bundes-

länder Bedeutung ha-

ben. Paragrafen ohne 

Gesetzesangabe stam-

men aus dem Bremi-

schen Strafvollzugsge-

setz (BremStVollzG). 

Der Kommentartext ist in 

gewissem Umfang ange-

passt worden.

staltsbeirat eine institutio-

nalisierte Form der Öf-

fentlichkeit ist, führt er 

dort eher ein Schattenda-

sein. Alle kennen aus 

Film, Funk und Fernse-

hen den allgemeinen 

Vollzugsdienst, der in 

der Regel Dienstkleidung 

trägt. Auch mit der An-

staltsleitung verbindet die 

breite Öffentlichkeit eine 

Vorstellung. Beim An-

staltsbeirat ist das an-

ders. Grund genug, ihn 

rechtlich ins Rampenlicht 

zu rücken.

Außerdem kommen im-

mer wieder neue Mitglie-

der der Anstaltsbeiräte 

von außen in den Voll-

zug. Sie müsse dann 

eingeführt werden. Viel-

leicht kann der nachfol-

gende Auszug auch da-

bei helfen.

Der Auszug stammt aus 

dem Beck'schen Online-

Michael Schäfersküpper,    

Dozent im Fachbereich Strafvoll-

zug der Fachhochschule für 

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen in Bad Münstereifel 

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen  

in Bad Münstereifel 
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falls analog auf Gefan-

gene anzuwenden. Die-

se dürfen nicht Mitglie-

der des Beirats sein 

(§ 104 Abs. 1 S. 7 ana-

log). Das Argument der 

Interessenkollision greift 

mit demselben Gewicht 

wie bei Bediensteten. 

In der Praxis bewerben 

sich gelegentlich ehe-

malige Gefangene oder 

andere Personen, die 

früher einem Verbot der 

Mitgliedschaft unterla-

Eine Interessenkollision 

ist auch bei Richterinnen 

oder Richtern in Voll-

zugssachen sowie Vertei-

digerinnen und Verteidi-

gern von Gefangenen 

anzunehmen. Eine Be-

stellung zu Mitgliedern 

des Beirats sollte daher 

vermieden werden, wenn 

nicht gar ein analoges 

Verbot der Mitgliedschaft 

anzunehmen ist.

Das Verbot der Mitglied-

schaft im Beirat ist jeden-

„Insoweit kann man auch von 

einer ‚Scharnierfunktion‘ des 

Beirats sprechen.“

Hamm NStZ 1981, 118; 

OLG Frankfurt a. M. 

ZfStrVo 1978, 121). …

[…]

Ehrenamt

Die Mitglieder des Bei-

rats sind ehrenamtlich 

tätig (§ 104 Abs. 1 S. 1; 

vgl. VG Berlin BeckRS 

1980, 04299 Rn. 1 und 

5). Als Ehrenamt erfolgt 

die Tätigkeit unentgelt-

lich und gemeinwohlori-

entiert. … Außerhalb des 

Ehrenamts gehen die 

Mitglieder anderen - ggf. 

hauptberuflichen - Tätig-

keiten nach.

… Es kann finanzielle 

Leistungen aufgrund der 

Beiratstätigkeit geben 

(zB Sitzungsgeld und 

Reisekostenvergütung). 

Sie dienen nur dazu, 

dass die Mitglieder des 

Beirats durch das Ehren-

amt keine finanziellen 

Nachteile erleiden (vgl. 

Die Mittlerfunktion richtet 

sich sowohl nach innen 

als auch nach außen (s. 

zB BremLT-Drs. 18/1475, 

88). Von außen sollen 

auf diesem Weg zB 

Ideen und Anregungen in 

den Vollzug eingebracht 

werden. Gleichzeitig soll 

die Öffentlichkeit von in-

nen zB für Anliegen des 

Vollzugs sensibilisiert 

werden. Insoweit kann 

man auch von einer 

„Scharnierfunktion“ des 

Beirats sprechen (OLG 

Hierin liegt ein Unter-

schied zur Interessen-

vertretung der Gefange-

nen. Bei dieser Vertre-

tung besteht nur eine 

Soll-Verpflichtung … 

(§ 100 S. 1).

[…]

Bedienstete dürfen nicht 

Mitglieder des Beirats 

sein (§ 104 Abs. 1 S. 7). 

Das Verbot der Mitglied-

schaft soll eine Interes-

senkollision vermeiden 

(vgl. BT-Drs. 7/918, 

149; BremLT-Drs. 

16/1283, 7). Außerdem 

sollen gerade Perso-

nen, die nicht beruflich 

mit dem Vollzug zu tun 

haben, für seine Aufga-

ben interessiert werden 

(BT-Drs. 7/918, 149). 

Das Verbot der Mitglied-

schaft im Beirat gilt sei-

nem Sinn und Zweck 

nach auch für Bedienste-

te der Aufsichtsbehörde 

(§ 104 Abs. 1 S. 7 ana-

log).

BremLT-Drs. 20/1492, 8). 

Es handelt sich um eine 

Aufwandsentschädigung, 

wie sie bei verschiede-

nen Ehrenämtern vor-

kommt.

Bildung des Beirats

Bei der Anstalt ist ein 

Beirat zu bilden (§ 104 

Abs. 1 S. 1). Es besteht 

also eine gesetzliche 

Pflicht zur Bildung eines 

Beirats (vgl. BT-Drs. 

7/918, 98; 7/3998, 46). 

VOLLZUGSRECHT

gen, für den Beirat. Ein 

lebenslanges Verbot 

anzunehmen, wäre un-

verhältnismäßig. Es ist 

vielmehr darauf abzu-

stellen, ob nach dem 

Zeitablauf und den aktu-

ellen Umständen der 

Anschein einer Interes-

senkollision vermieden 

wird.

[…]

Es kann vorkommen, 

dass sich Personen um 

„Das Verbot der 

Mitgliedschaft im Beirat ist 

jedenfalls analog auf 

Gefangene anzuwenden. 

Diese dürfen nicht Mitglieder 

des Beirats.“ 

S���n����p�����n�:

B�n�e���i�e� F����: 

Si�����ng����w����n� 

v�� 4. �i� 05. N����-

��� 2024 �� C����
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(vgl. BremLT-Drs. 

20/1492, 7). Gleiches 

gilt für gesundheitliche 

Beeinträchtigungen, 

welche die ordnungsge-

mäße Amtsführung be-

einträchtigen.

[…]

Der Verwaltungsrechts-

weg ist nicht eröffnet, 

wenn sich ein Mitglied 

des Beirats gegen seine 

Abberufung wendet (§ 

40 Abs. 1 S. 1 VwGO). 

Solche Streitigkeiten 

sind dem vollzuglichen 

chen oder schriftlichen 

Verkehr überschritten 

werden (vgl. OLG Karls-

ruhe NStZ-RR 2014, 224; 

OLG Dresden NStZ 

1998, 535 f. für die Wei-

tergabe von Briefen des 

Gefangenen an seine 

Ehefrau durch den Ver-

teidiger; … s. zum Stan-

desrecht BGH NJW 

1976, 1700).

Ein sonstiger wichtiger 

Grund ist zB das mehr-

malige Nichterscheinen 

eines Mitglieds zu den 

Sitzungen des Beirates 

die Mitgliedschaft im Bei-

rat bewerben und nicht 

berücksichtigt werden. 

Sie können mit dem An-

trag auf gerichtliche Ent-

scheidung (§§ 109 ff. 

StVollzG) dagegen vor-

gehen. Dieser Antrag soll 

allerdings unzulässig 

sein, wenn bereits alle 

Mitglieder des Beirats 

bestellt sind (vgl. OLG 

Stuttgart NStZ 1986, 382 

(383) mablAnm Dertin-

VOLLZUGSRECHT

ger). Das OLG Stuttgart 

sieht eine Parallele 

zum beamtenrechtlichen 

Grundsatz der Ämter-

stabilität (s. hierzu OVG 

Bautzen BeckRS 2011, 

53208 Rn. 22; VG Düs-

seldorf BeckRS 2006, 

25192; Battis NJW 

2003, 940 (944 f.)). Fol-

gerichtig wird der 

Rechtsschutz entspre-

chend zur beamten-

rechtlichen Konkurren-

tenklage konstruiert. Die 

nicht berücksichtigten 

Personen sollen im We-

ge des Eilrechtsschutzes 

eine einstweilige Anord-

nung in Form der Siche-

rungsanordnung bean-

tragen können (§ 114 

Abs. 2 S. 2 StVollzG; § 

123 Abs. 1 S. 1 VwGO; 

vgl. OLG Stuttgart NStZ 

1986, 382 (384)). Das 

Gericht kann dann an-

ordnen, eine oder meh-

„Das Gericht kann dann 

anordnen, eine oder mehrere 

Personen bis zur 

Entscheidung in der 

Hauptsache nicht zu 

Beiratsmitgliedern zu 

bestellen.“

Rechtsweg nach §§ 109 

ff. StVollzG und damit 

den ordentlichen Gerich-

ten zugewiesen (vgl. VG 

Berlin BeckRS 1980, 

4299 Rn. 18 ff.).

[…]

Befugnisse des Beirats

Die Befugnisse des Bei-

rats sind nicht darauf 

gerichtet, die Interessen 

einzelner Gefangener 

wahrzunehmen. Es geht 

vielmehr um die Situati-

on der Gefangenen an 

eines sonstigen wichti-

gen Grundes möglich 

(§ 104 Abs. 1 S. 5). Der 

wichtige Grund als Vo-

raussetzung dafür, Eh-

renamtliche abzuberu-

fen, findet sich zB auch 

in § 86 VwVfG.

[…]

Ein grobe Pflichtverlet-

zung liegt zB vor, wenn 

ein Mitglied des Beirats 

unbefugt Sachen oder 

Nachrichten an Gefan-

gene übermittelt (§ 115 

Abs. 1 Nr. 1 OWiG). 

Ebenso wie Verteidiger 

können Mitglieder des 

Beirats die Ordnungs-

widrigkeit „Verkehr mit 

Gefangenen“ begehen 

(s. … zur Verfassungs-

mäßigkeit hinsichtlich 

des Verteidigers BVerfG 

NJW 2010, 1740 f.). Vo-

raussetzung ist insoweit, 

dass die jeweiligen Be-

fugnisse zum mündli-

rere Personen bis zur 

Entscheidung in der 

Hauptsache nicht zu Bei-

ratsmitgliedern zu bestel-

len.

[…]

Abberufung einzelner 

Beiratsmitglieder

Eine Abberufung von 

Mitgliedern des Beirats 

ist bei groben Pflichtver-

letzungen oder aufgrund 

„Die Befugnisse des Beirats 

sind nicht darauf gerichtet, 

die Interessen einzelner 

Gefangener wahrzunehmen.“
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Der Kontakt zum Beirat 

stellt eine legitime Lö-

sungsmöglichkeit bei 

rechtlichen Konflikten 

dar (vgl. OLG Zweibrü-

cken NStZ 1989, 95 

(96)). Die Vollzugsbe-

hörde darf ihn daher 

nicht zum Nachteil der 

Gefangenen bei Ent-

scheidungen berück-

sichtigen.

Unterrichtungsrecht

Die Mitglieder des Bei-

Beirat zB seine gesetzli-

chen Befugnisse nutzen, 

um den Wünschen, Anre-

gungen und Beanstan-

dungen nachzugehen. 

Diese können Gegen-

stand der Beratung der 

Vollzugsbehörde durch 

den Beirat werden (§ 104 

Abs. 2 S. 1). … Man 

kann insoweit von einer 

„Beeinflussungskompe-

tenz“ des Beirats spre-

chen.

[…]

„Man kann insoweit von einer 

‚Beeinflussungskompetenz‘ 

des Beirats sprechen.“

Wünschen, Anregungen 

und Beanstandungen 

nur insoweit eine Abhil-

fekompetenz, wie es 

unmittelbar um seine 

eigenen Angelegenhei-

ten geht (vgl. BT-Drs. 

7/918, 98). Gefangene 

können zB beanstanden, 

die Mitglieder suchten 

sie zu selten auf. Inso-

weit kann der Beirat 

selbst abhelfen. Anders 

ist es, wenn Gefangene 

zB zu kurze allgemeine 

Besuchszeiten in der 

Anstalt beanstanden. 

Insoweit sind die An-

staltsleitung und die von 

ihr beauftragten Be-

diensteten zuständig.

In den Fällen ohne Abhil-

fekompetenz kann der 

sen (vgl. Gerhold/El-

Ghazi NK 2015, 97 

(107 f.) mwN). … Das 

Entgegennahmerecht der 

Beiratsmitglieder umfasst 

daher nur Sachen, die im 

Schwerpunkt einen ge-

danklichen Inhalt verkör-

pern. Darunter fallen zB 

nicht Bargeld, eine Arm-

banduhr und ein Päck-

chen Tabak.

[…]

Der Beirat besitzt bei 

VOLLZUGSRECHT

rats können sich über 

bestimmte Themenbe-

reiche unterrichten. Die 

Themenbereiche sind 

Unterbringung, Verpfle-

gung, ärztliche Versor-

gung, Beschäftigung, 

Bildung, Betreuung und 

Behandlung der Gefan-

genen (§ 104 Abs. 4 

S. 2).

[…]

zu, sondern auch den 

einzelnen Mitgliedern 

(vgl. OLG Hamm NStZ 

1981, 277 (278) mzust-

Anm Kerner; LG Bonn 

NStZ 1981, 250).

Aufgrund des Ehren-

amts sind die Mitglieder 

des Beirats keine Voll-

zugsbediensteten. Sie 

besitzen einen weiten 

Spielraum bei der Ge-

staltung ihres Ehrenam-

tes.

Entgegennahmerecht

Die Mitglieder des Bei-

rats können namentlich 

Wünsche, Anregungen 

und Beanstandungen 

entgegennehmen (§ 104 

Abs. 4 S. 1). Aufgrund 

des Worts „namentlich“ 

ist die Aufzählung nicht 

abschließend. Die Ent-

gegennahme kann also 

auch andere Inhalte um-

fassen, die mit den auf-

gezählten Begriffen aber 

vergleichbar sein müs-

sich (vgl. OLG Frankfurt 

a. M. NJW 1978, 2351 

(2352)). Der organschaft-

lich verfasste Anstaltsbei-

rat ist auch gegenüber 

der Anstaltsleitung mit 

eigenen Rechten ausge-

stattet (vgl. OLG Rostock 

BeckRS 2014, 22789).

Die Befugnisse, insbe-

sondere das Aufsu-

chungs- und Aussprache-

recht (§ 104 Abs. 4 S. 3 

und 4), stehen nicht nur 

dem Beirat als Gremium 

„Die Mitglieder des Beirats 

können namentlich Wünsche, 

Anregungen und 

Beanstandungen 

entgegennehmen.“

S���n����p�����n�:

„A��e� wa� Re�h� is�:

V����ug��e�h� ��� F��-

��ng��r���“ �� 

20. N������� 2024 

�� C����
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ges, Jahrgang 18, Aus-

gabe 33, Mai 2021, 13 

(16).

[…]

Weisungsfreiheit

Die Mitglieder des Bei-

rates unterliegen keinen 

Weisungen (§ 104 Abs. 

4 S. 6). Die Weisungs-

freiheit gilt gegenüber 

der Anstaltsleitung, der 

Aufsichtsbehörde … 

und dem Beirat selbst 

als Gremium.

OLG Dresden NStZ 

2007, 707 (708 f.); OLG 

Frankfurt a. M. NStZ-RR 

2005, 61 (62) mwN).

Zur Durchsuchung von 

Unterlagen, die einem 

Überwachungsverbot 

unterliegen, siehe Schä-

fersküpper, Michael, 

Durchsuchungen der 

Hafträume und Sachen 

der Gefangenen in: Jus-

tiznewsletter der Füh-

rungsakademie im Bil-

dungsinstitut des nieder-

sächsischen Justizvollzu-

Rahmen der sonstigen 

Außenkontakte in aller 

Regel auf die Besuchs-

räume beschränkt.

[…]

Auch wenn die Mitglie-

der des Beirats Gefan-

gene in ihren Räumen 

aufsuchen, gilt das 

Überwachungsverbot für 

die Unterhaltung und 

übergebene Schreiben 

(§ 104 Abs. 4 S. 4). Ge-

hen von Gefangenen 

besondere Gefahren aus 

(zB Geiselnahme bei 

Gefangenen auf Sicher-

heitsstationen), muss die 

Vollzugsbehörde dies 

den Mitgliedern mitteilen. 

Die Mitglieder können 

dann entscheiden, ob sie 

einen anderen Weg 

wählen. Je nachdem, 

worum es geht, können 

sie zB den Haftraum in 

Abwesenheit des Gefan-

genen aufsuchen oder 

eine unüberwachte Un-

terhaltung im Trenn-

Aufsuchungsrecht

Die Mitglieder des Beirats 

können die Gefangenen 

in ihren Hafträumen auf-

suchen (§ 104 Abs. 4 

S. 3). Das Aufsuchungs-

recht reicht über die Be-

sichtigung von Gemein-

schaftsräumen für Gefan-

gene hinaus. Einer Auf-

forderung durch die Ge-

fangenen bedarf es nicht 

(vgl. BT-Drs. 7/918, 83). 

Im Gegensatz hierzu sind 

Besuchspersonen im 

scheibenbesuchsraum 

führen.

Überwachungsverbot 

Unterhaltung und Schrift-

wechsel werden nicht 

überwacht (§ 104 Abs. 4 

S. 4). Das gilt sowohl für 

den Beirat als auch für 

die einzelnen Mitglieder 

(vgl. OLG Hamm NStZ 

1981, 277 (278) m. zust. 

Anm. Kerner; LG Bonn 

NStZ 1981, 250). Zum 

VOLLZUGSRECHT

In der Praxis gibt es 

durchaus Eingaben, die 

sich gegen die Tätigkeit 

des Beirats oder seiner 

Mitglieder richten. In der 

Regel wird man auf die 

Weisungsfreiheit und 

den weiten Spielraum 

bei der Gestaltung des 

Ehrenamtes hinweisen 

müssen. Etwas anderes 

gilt nur, wenn es um 

Sachverhalte geht, die 

eine Abberufung von 

Beiratsmitgliedern recht-

fertigen können.

einen dient das Überwa-

chungsverbot der unge-

störten Arbeit des Bei-

rats. Zum anderen soll 

es den Gefangenen er-

möglichen, unbefangen 

mit dem Beirat zu kom-

munizieren (vgl. OLG 

Nürnberg BeckRS 2009, 

28632; BT-Drs. 7/918, 

98; s. auch zur Verteidi-

gerpost OLG Frankfurt a. 

M. NStZ-RR 2003, 254 

(255)).

[…]

Die Gefangenen können 

nicht wirksam in eine 

Überwachung durch die 

Vollzugsbehörde einwilli-

gen (s. für Verteidi-

gungsunterlagen BVerfG 

NStZ-RR 2012, 60 (61); 

„Die Mitglieder des Beirates 

unterliegen keinen 

Weisungen. Die 

Weisungsfreiheit gilt 

gegenüber der 

Anstaltsleitung, der 

Aufsichtsbehörde … und dem 

Beirat selbst als Gremium.“

„Die Mitglieder des Beirats 

können die Gefangenen in 

ihren Hafträumen aufsuchen. 

Das Aufsuchungsrecht reicht 

über die Besichtigung von 

Gemeinschaftsräumen für 

Gefangene hinaus.“
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verlässlich, graumäusig, 

aber unbestechlich.5

Neuschöpfungen aus 

dem Nichts sind äußerst 

selten. 

Man mag den Mangel 

an kreativem Sturm und 

Drang bedauern. Doch 

das Recht kann Men-

schen gegen ihren Wil-

len zwingen. Daher ist 

die glanzlose, spröde, 

graumäusige Grundkon-

tinuität des Rechts oft 

eher Vorteil als Nachteil. 

Der unwillige Jurist Goe-

fanden sich bereits im 

Jahr 1923 im Reichsge-

setzblatt und wurden 

nach dem Ende des 

Zweiten Weltkriegs in 

mehreren Bundesländern 

wiedereingeführt.4

Hier zeigt sich eine typi-

sche Tendenz bei der 

Entwicklung des Rechts: 

Es schreitet fast immer in 

kleinen Schritten und 

Variationen des bereits 

Bestehenden voran. Das 

Recht ist oft glanzlos, 

aber solide, spröde, aber 

[…]

Beirat und gesetzliche 

Unfallversicherung

Die Mitglieder des Bei-

rats genießen im Rah-

men ihrer Tätigkeit Ver-

sicherungsschutz in der 

gesetzlichen Unfallversi-

cherung. Sie sind kraft 

Gesetzes versichert, 

weil sie für eine Körper-

schaft des öffentlichen 

Rechts ehrenamtlich 

tätig werden (§ 104 Abs. 

1 S. 1 BremStVollzG, § 2 

Abs. 1 Nr. 10 Buchst. a 

SGB VII; s. auch VG 

Berlin BeckRS 1980, 

04299 Rn. 1 und 5). Die 

Justizvollzugsanstalt ist 

selbst nicht rechtsfähig 

und kann daher nicht 

Träger von Rechten und 

Pflichten sein (vgl. VG 

Düsseldorf BeckRS 

2013, 54210; NdsLT-

Drs. 15/3565, 83). Sie 

handelt aber als Organ 

für das jeweilige Bun-

desland. Dieses stellt 

Verschwiegenheits-

pflicht

Die Mitglieder des Beirats 

sind verpflichtet, außer-

halb ihres Amts über alle 

Angelegenheiten, die 

ihrer Natur nach vertrau-

lich sind, Verschwiegen-

heit zu bewahren. Die 

Verschwiegenheit gilt 

besonders für Namen 

und Persönlichkeit der 

Gefangenen (§ 104 Abs. 

5 S. 1).

eine juristische Person 

des öffentlichen Rechts 

in Form einer Gebietskör-

perschaft dar.

Der Versicherungsschutz 

umfasst auch Ausbil-

dungsveranstaltungen für 

die ehrenamtliche Tätig-

keit (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 

Buchst. a SGB VII). Ver-

sicherte Tätigkeit ist auch 

das Zurücklegen des mit 

der versicherten Tätigkeit 

zusammenhängenden 

VOLLZUGSRECHT

the bemerkt dazu bos-

haft im Faust:

„Es erben sich Gesetz’ 

und Rechte

Wie eine ew’ge Krank-

heit fort,

Sie schleppen von Ge-

schlecht sich zum Ge-

schlechte,

Und rücken sacht von 

Ort zu Ort.“

Postskriptum

Mittlerweile ist der dritte 

und damit vorletzte Teil 

unmittelbaren Weges 

nach und von dem 

Ort der Tätigkeit (Wege-

unfall; § 8 Abs. 2 Nr. 1 

SGB VII). Der Versiche-

rungsschutz wird in be-

stimmten Fällen auch 

über den unmittelbaren 

Weg hinaus ausgedehnt 

(§ 8 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 

SGB VII).

[…]

Schlusswort

Am Ende soll noch ein 

Deep Dive in den Brun-

nen der Vergangenheit 

stehen: Zwar enthielt 

das Strafvollzugsgesetz 

des Bundes bei 

seinem Inkrafttreten am 

01.01.1977 Regelungen 

zu den Beiräten der Jus-

tizvollzugsanstalten. Es 

handelte sich aber nicht 

um eine Creatio ex nihi-

lo3. Die Anstaltsbeiräte 

„Die Mitglieder des Beirats 

genießen im Rahmen ihrer 

Tätigkeit 

Versicherungsschutz in der 

gesetzlichen 

Unfallversicherung. Sie sind 

kraft Gesetzes versichert, 

weil sie für eine Körperschaft 

des öffentlichen Rechts 

ehrenamtlich tätig werden.“

„Das Recht ist oft glanzlos, 

aber solide, spröde, aber 

verlässlich, graumäusig, aber 

unbestechlich. 

Neuschöpfungen aus dem 

Nichts sind äußerst selten.“
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des niedersächsischen 

Justizvollzuges, Jahr-

gang 12, Ausgabe 22, 

Mai 2015, 2 bis 5.

3 Creatio ex nihilo = lat. 

Schöpfung aus dem 

Nichts.

4 Vgl. BT-Drs. 7/918, 98.

5 Formulierung nach 

Jessen, Jens, Die Firma 

ist das Leben, und das 

Leben die Firma. Be-

sprechung von Bart-

mann, Christoph, Leben 

16 bis 23; ders., Flucht-

und Missbrauchsgefahr. 

Woher soll ich das wis-

sen? in: ebd., Jahrgang 

13, Ausgabe 24, Mai 

2016, 15 bis 21; zum 

Beck'schen Online-

Kommentar Strafvoll-

zugsrecht an sich Graf, 

Jürgen-Peter, Schäfers-

küpper, Michael, Das 

alles und noch viel mehr 

… - Ein Gesamtkommen-

tar des Justizvollzugs-

rechts in: Justiznewslet-

ter der Führungsakade-

mie im Bildungsinstitut 

narrecht problematisch 

werden kann. Die Prob-

lematik gehört - um es 

mit dem Titel „Bon Vo-

yage“ der Gruppe 

„Deichkind“ zu sagen -

zum „heißen Scheiß“ 

des Vollzugsrechts.

eines Aufsatzes zu Dis-

ziplinarmaßnahmen er-

schienen: Schäfersküp-

per, Michael, Gefangene 

und Disziplinarmaßnah-

men. Strafähnliche Sank-

tionen im Vollzug - Teil 3 

in: Forum Strafvollzug 

(FS) 2023, 174 bis 179. 

Thema ist das Ermessen 

bei der Anordnung von 

Disziplinarmaßnahmen. 

Es geht u.a. um die men-

schen- und verfassungs-

rechtliche Unschuldsver-

mutung, die im Diszipli-

VOLLZUGSRECHT

im Büro,  15.03.2012, 

07:00 Uhr, Zeit Online 

Literatur, http://

www.zeit.de/2012/12/

Barthmann-Bueroleben.

19, Ausgabe 36, No-

vember 2022, 8 bis 14: 

ders., Religion und 

Weltanschauung im 

Vollzug. Die Gretchen-

frage in: ebd., Jahrgang 

18, Ausgabe 34, De-

zember 2021, 12 bis 19; 

ders., Essen muss der 

Mensch … Verpflegung 

der Gefangenen in: 

ebd., Jahrgang 17, Aus-

gabe 32, November 

2020, 12 bis 19; ders., 

Gefangene und Diszipli-

Fußnoten:

1 Mann, Thomas, Vorspiel 

zur Tetralogie Joseph 

und seine Brüder, Höllen-

fahrt.

2 Schäfersküpper, Micha-

el, Verlegung von Gefan-

genen. Ein Behördenbal-

lett in: Justiznewsletter 

der Führungsakademie 

im Bildungsinstitut des 

niedersächsischen Jus-

tizvollzuges, Jahrgang 

narmaßnahmen. Straf-

ähnliche Sanktionen im 

Vollzug in: ebd., Jahr-

gang 16, Ausgabe 30, 

November 2019, 19 bis 

25; ders., Auf Nummer 

sicher: besondere Si-

cherungsmaßnahmen 

in: ebd., Jahrgang 15, 

Ausgabe 28, Oktober 

2018, 27 bis 33; ders., 

Der Vollzugsplan und 

sein rechtlicher Rahmen 

in: ebd., Jahrgang 14, 

Ausgabe 26, April 2017, 

Kontakt: 

Michael Schäfersküpper 

E-Mail 

michael.schaeferskuepper

@fhr.nrw.de

Kontakt: 

Michael Schäfersküpper 

Telefon

(0 22 53) 3 18 - 2 19 

E-Mail 

michael.schaeferskuepper

@fhr.nrw.de
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keiten nutzen, um ihre 

PatientInnen nicht nur 

physisch vor Ort, son-

dern auch auf Distanz, 

zu betreuen und zu be-

handeln. 

Gewährleistung der 

Gesundheitsversor-

gung 

Gemäß dem Äquiva-

lenzprinzip haben die 

InsassInnen von Justiz-

Mit der telemedizinischen Behandlung die 

Gesundheitsversorgung in der JVA sicherstellen
von Christiane Brockes, Milorad Sekularac, Sascha Beck, 

Mareike Brockes  und Julian Mausbach

GESUNDHEITSVERSORGUNG IN DER JVA

Die Gesundheitsbran-

che steht vor massiven 

Herausforderungen: der 

Mangel an Fachpersonal 

auf allen Ebenen, die 

Kostenexplosion im Ge-

sundheitswesen und 

auch der demographi-

sche Wandel sind deut-

lich spürbar. Neue Wege 

sind notwendig! Digitale 

Gesundheitslösungen 

und Services spielen im 

institutionellen und priva-

ten Lebensumfeld eine 

immer wichtigere Rolle. 

Bereits vor Coronazeiten 

haben die Digitalisierung 

und die Vernetzung in der 

Medizin in den letzten 

Jahren stark zugenom-

men. Mit digitalen Ange-

boten werden Leistungen 

zunehmend unabhängig 

von Ort und Zeit erbracht. 

Medizinisches Fachper-

sonal kann die virtuellen 

Kommunikationsmöglich-

gibt zunehmend ältere 

InsassInnen, die unter 

mehreren Krankheiten 

leiden und eine intensi-

vere Gesundheitsversor-

gung benötigen. 

Die Implementierung der 

telemedizinischen Ver-

sorgung in Justizvoll-

zugsanstalten hilft Lü-

cken in der Gesund-

heitsversorgung zu 

schließen und die Be-

handlungsqualität zu 

tanz zu den InsassInnen, 

daher werden meistens 

andere Tätigkeitsfelder 

bevorzugt. Erschwerend 

kommt hinzu, dass im 

Justizvollzug in den letz-

ten Jahren weltweit die 

Anzahl der im Gefängnis 

festgehaltenen Personen 

um 20 % gewachsen ist 

und sich auch hier der 

demographische Wandel 

bemerkbar macht. Es 

vollzugsanstalten (JVA) 

einen gleichwertigen An-

spruch auf medizinische 

Versorgung wie außer-

halb des Justizvollzuges. 

Aufgrund von mehreren 

Herausforderungen ist 

dieser Grundsatz zuneh-

mend schwierig umzuset-

zen. Der generelle Man-

gel an medizinischen 

Grundversorgern extra 

muros hinterlässt auch in 

den JVAs seine Spuren. 

Wie überall erreichen 

ÄrztInnen, die einen 

Großteil der Gesund-

heitsversorgung in den 

JVA sicherstellen, das 

Pensionsalter. Zusätzlich 

ist man in den JVAs mit 

besonderen Herausfor-

derungen konfrontiert, 

beispielsweise mit dem 

Finden des adäquaten 

Maßes an Nähe und Dis-

Die Justizvollzugsanstalt Pöschwies ist die größte geschlossene Justizvollzugsanstalt der Schweiz. 

Sie befindet sich in Regensdorf im Kanton Zürich.

Professorin Dr. med. 

Christiane Brockes (Bild)

CEO alcare AG und Professorin 

für Telemedizin an der Universität 

Zürich, ehemalige Gefängnisärz-

tin in der JVA Pöschwies

Milorad Sekularac

Masterstudent Universität Zürich

Sascha Beck

Leiter Telemedizin und Unterneh-

mensentwicklung alcare AG

Mareike Brockes

Projektmanagement alcare AG

PD Dr. ius. Julian Mausbach 

Privatdozent an der juristischen 

Fakultät Zürich
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gefahren. 

Entlastung des pflegeri-

schen Fachpersonals 

und Aufsehern

Diverse Studien haben 

nachgewiesen und auch 

unsere Erfahrung ist, 

dass weitere Akteure in 

der JVA unterstützt und 

entlastet werden. Das 

Vollzugspersonal und 

die Gesundheitsfachper-

sonen werden von der 

Last der Verantwortung 

„So können über die 

Telemedizin die InsassInnen 

auch rund um die Uhr betreut 

werden, bei Auftreten von 

Symptomen und 

Risikofaktoren wird schnell 

reagiert.“

durchgeführt. So kön-

nen über die Telemedi-

zin die InsassInnen 

auch rund um die Uhr 

betreut werden, bei Auf-

treten von Symptomen 

und Risikofaktoren wird 

schnell reagiert. Ein Ab-

warten auf die nächste 

Realkonsultation vor Ort 

ist hinfällig. Es geht pri-

mär darum, keine Zeit 

zu verlieren und – ge-

mäß dem aktuellen 

Trend „von der Therapie 

zur Prävention“ – direkt 

zu handeln und damit 

auch Notfälle zu antizi-

pieren. Anderseits bietet 

die telemedizinische Be-

handlung eine gute er-

gänzende Alternative 

während der Urlaubs-, 

Krankheits- und Arzt-

wechselzeiten vor Ort, 

die mit längeren Vakan-

zen verbunden sind.

Eigene Auswertungen 

und auch andere wis-

senschaftliche Arbeiten 

zeigen, dass die meisten 

sichern. 

Behandlung in Echtzeit

Angesichts des speziel-

len Settings eignet sich 

der Justizvollzug beson-

ders gut für die telemedi-

zinische Betreuung. Mit-

hilfe von Informations-

und Kommunikations-

technologien wird die 

ortsunabhängige medizi-

nische Beratung und Be-

handlung zeitnah und 

unkompliziert auf Distanz 

Kostensenkung

Die Insassen und Insas-

sinnen müssen bei ei-

nem medizinischen 

Problem öfters die JVA 

verlassen, insbesondere 

dann, wenn kein Arzt 

oder Ärztin vor Ort ist. 

Verschiedene Studien 

haben das günstige 

Kosten-Nutzen-

Verhältnis bzw. eine 

Kostenreduktionen um 

20 % durch die teleme-

dizinische Behandlung 

nachgewiesen. Diese 

basieren teilweise auf 

der frühen bzw. soforti-

gen Behandlung von 

Symptomen im Sinne 

der Prävention, teilweise 

auf effizienteren Prozes-

sen sowie der Reduktion 

der Transporte von In-

sassInnen. Sie werden 

deutlich weniger wegen 

beispielsweise zunächst 

nicht erkannten Triviali-

täten in ein Krankenhaus 

oder zu einem speziellen 

Facharzt oder -ärztin 

telemedizinischen Kon-

sultationen abschlies-

send durchgeführt wer-

den und die InsassInnen 

mit der Behandlung per 

Video oder Telefon zu-

frieden sind. Dabei ste-

hen das schnelle Erken-

nen von Krankheits- und 

Heilungsverläufen ggf. 

mit Einsatz des Telemo-

nitorings von Vitalpara-

metern und kombiniert 

mit der direkten telemedi-

zinischen Intervention im 

Fokus. 

GESUNDHEITSVERSORGUNG IN DER JVA

in „Notfallsituationen“ 

dank der unmittelbaren 

Erreichbarkeit des Te-

learztes und -ärztin be-

freit. Oftmals muss das 

Personal noch allein 

entscheiden, ob eine 

Behandlung dringlich ist 

und eine Verlegung not-

wendig ist. Die Verle-

gungen sind mit viel 

Aufwand und wie oben 

beschrieben mit größe-

ren Kosten für Sicher-

heitsvorkehrungen und 

die erforderlichen Spezi-

alfahrzeuge verbunden. 

Aber auch für die Insas-

sInnen sind diese 

Transporte oftmals 

problematisch. So kön-

nen etwa das Tragen 

von Handschellen und 

die Bewachung durch 

PolizistInnen im öffentli-

chen Raum deren Wür-

de und die mentale Ge-

sundheit beeinträchti-

gen.

Strukturierte Einfüh-

rung der telemedizini-

„Das Vollzugspersonal und 

die Gesundheits-

fachpersonen werden von der 

Last der Verantwortung in 

‚Notfallsituationen‘ dank der 

unmittelbaren Erreichbarkeit 

des Telearztes und -ärztin 

befreit.“

S���n����p�����n�:

B�n�e���i�e� F����: 
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auch in den JVAs ge-

winnbringend ergänzen, 

die Gesundheitsversor-

gung sicherstellen und 

helfen, aktuelle Heraus-

forderungen wie Mangel 

an medizinischen Fach-

personal zu kompensie-

ren. 

liegt im Trend der Zeit. 

Unsere Erfahrung ist, 

dass primär ein zusätzli-

ches digitales Behand-

lungsangebot von den 

InsassInnen gewürdigt 

und geschätzt wird. Dies 

wurde auch bei der Ein-

führung der Telemedizin 

in der JVA Pöschwies 

bestätigt. Die medizini-

sche Betreuung und Be-

handlung auf Distanz 

kann die bestehenden 

traditionellen Strukturen 

anbieten, ist, dass nach 

Beendigung der Schulun-

gen dieses Jobenrich-

ment von fast allen Akt-

euren positiv bewertet 

und als ergänzende Maß-

nahme verstanden wird. 

Der gewinnbringende 

Einsatz der Telemedizin 

hängt auch von der per-

sönlichen Einstellung und 

dem aktuellen Wissens-

stand des involvierten 

Arztes und Ärztin ab. Ein 

GESUNDHEITSVERSORGUNG IN DER JVA

souveräner und sicherer 

Umgang mit den digita-

len Applikationen ge-

mäß den aktuellen Stan-

dards und Richtlinien ist 

die Voraussetzung für 

eine adäquate Sorgfalts-

pflicht. 

Pilotphase

Die Durchführung einer 

Pilotphase ist sehr sinn-

voll. Zuvor sollte eine 

Sensibilisierung und 

Aufklärung der InsassIn-

nen erfolgen. Vor und 

während der Pilotphase 

sind fast immer techni-

sche Anpassungen not-

wendig. Anhand von 

Befragungen und Quali-

tätsbeurteilungen kön-

nen Wünsche aufge-

nommen und umgesetzt 

werden. 

Die digitale Gesund-

heitsversorgung ist nicht 

mehr wegzudenken und 

Kontakt: 

Christiane Brockes

E-Mail 
christiane.brockes@alcare.ch

schen Dienstleistungen 

nicht bekannt. Misstrau-

en und Zweifel überwie-

gen häufig, anstatt eine 

Effizienzsteigerung wird 

eine Mehrbelastung er-

wartet. Wenn es aber 

gelingt, Vertrauen und 

Akzeptanz aufzubauen 

und Wissen zu vermit-

teln, wird der Nutzen 

schnell erkannt und ge-

schätzt.

Ein tragender Pfeiler in 

der Weiterbildung für 

Gesundheitsfachperso-

nen ist die telemedizini-

sche Triage: standardi-

sierte Prozesse zeigen 

auf, wie dringlich die 

Behandlung aufgrund 

der aktuellen Symptoma-

tik ist und inwiefern der 

Einsatz der Telemedizin 

möglich bzw. sinnvoll ist. 

Konkrete Übungen zur 

telemedizinischen Triage 

stärken die Akzeptanz 

und die Sicherheit bei 

den Anwendern. Unsere 

langjährige Erfahrung 

bei der Einführung der 

Telemedizin in Institutio-

nen, die eine telemedizi-

nische Dienstleistung 

schen Betreuung und 

Behandlung (Change 

Management)

Weiterbildung der Ge-

sundheitsfachpersonen 

und ÄrztInnen

Auch wenn die Durchfüh-

rung der telemedizini-

schen Beratung einfach 

und benutzerfreundlich 

ist, kommt der Weiterbil-

dung bei der Einführung 

der Telemedizin eine ent-

scheidende Bedeutung 

zu. Oftmals sind die Vor-

teile der telemedizini-

„Unsere Erfahrung ist, dass 

primär ein zusätzliches 

digitales Behandlungs-

angebot von den InsassInnen 

gewürdigt und geschätzt 

wird. Dies wurde auch bei der 

Einführung der Telemedizin 

in der JVA Pöschwies 

bestätigt.“



Newsletter Nr. 38                                                                                                           Seite 22

mit von heteronormati-

ven Kategorien abwei-

chenden Orientierun-

gen, Opfer (sexual-

isierter) Gewalt inner-

halb des Strafvollzugs 

zu werden, seit langem 

bekannt.  

Wissenschaftliche Stu-

dien, die Prädiktoren für 

den Strafvollzugs erho-

ben haben, benennen 

übereinstimmend Merk-

Überlegungen zum Schutz von Personen aus der 

LGBTQI-Community 
von Thomas Barth

STRAFVOLLZUG UND (SEXUALISIERTE) GEWALT 

Der Schutz von inhaf-

tierten Menschen vor 

Gewalt und Diskriminie-

rung innerhalb des 

Justizvollzugs – „schäd-

lichen Folgen des Frei-

heitsentzuges ist entge-

genzuwirken“, wie es in 

§ 3 Satz 4 StVollzG Ber-

lin heißt –, ergibt sich 

aus den Strafvollzugsge-

setzen der Bundeslän-

der und ist Vorausset-

zung für den darin formu-

lierten Resozialisierungs-

auftrag. Wenn auch sys-

tematische Untersuchun-

gen zu Prävalenzraten 

sexualisierter Gewalt in-

nerhalb bundesdeutscher 

Justizvollzugsanstalten 

seit Jahrzehnten ein De-

siderat der kriminologi-

schen Forschung darstel-

len, so ist das hohe Ge-

fährdungspotential insbe-

sondere von Personen 

ge Sachverhalte werden 

allerdings selbst bei der 

ärztlichen Aufnahmeun-

tersuchung zumeist nicht 

erfragt bzw. ob des damit 

verbunden Schamerle-

bens von den betroffenen 

Personen oft auch nicht 

berichtet. 

Ebenfalls ein deutlich 

erhöhtes Risiko, Opfer 

(sexualisierter) Gewalt zu 

werden, tragen Men-

schen, deren sexuelle 

Orientierung beziehungs-

kumentation bereits bei 

Einweisung in den Jus-

tizvollzug notwendig er-

scheinen lassen. So tra-

gen Menschen, die vor 

ihrer Inhaftierung sexua-

lisierte Gewalt erfahren 

haben, durch die damit 

einhergehende Trauma-

tisierung ein deutlich 

erhöhtes Risiko, dort 

erneut sexuell viktimi-

siert zu werden – derarti-

male, die für inhaftierte 

Menschen mit einem 

deutlich erhöhten Risiko 

für eine (sexuelle) Vikti-

misierung assoziiert sind. 

Neben psychischen Be-

einträchtigungen, allem 

voran chronisch-

psychiatrische Erkran-

kungen, Lebensalter und 

Konstitution prädisponie-

ren, aber auch das der 

Inhaftierung zugrundelie-

gende Delikt bzw. die 

medial veröffentlichte 

Vorgeschichte delinquen-

ten Verhaltens, insbeson-

dere bei Sexualstraftaten 

gegenüber Kindern. Die-

se im Vollzugsalltag gut 

zu erfassenden Merkma-

le müssen jedoch um 

weitere ergänzt werden, 

die sich deutlich schwieri-

ger erheben lassen und 

eine systematisierte Do-

Dr. Thomas Barth

wurde mit einer Arbeit über 

„Partnerschaft und Sexualität in-

haftierter Männer im deutschen 

Strafvollzug“ promoviert und arbei-

tet als forensisch-psychiatrischer 

Sachverständiger in Berlin  

Raum gehören selbst in 

liberalen westlichen Ge-

sellschaften und ver-

meintlich toleranten Met-

ropolen leider noch im-

mer zur Lebensrealität 

von Menschen aus der 

LGBTQI-Community. 

Der Strafvollzug stellt 

hier keine Ausnahme 

dar, bildet er doch die 

Gesellschaft im Quer-

schnitt ab, und vereint 

darüber hinaus in Hin-

blick auf die dort inhaf-

weise geschlechtliche 

Identität nicht den hetero-

normativen Kategorien 

entsprechen, ergo dieje-

nigen, die sich unter der 

englischen Selbstbe-

zeichnung LGBTQI als 

lesbisch, schwul, bisexu-

ell, transgender, queer 

und intergeschlechtlich 

definieren. Homophobe 

bzw. transphobe Anfein-

dungen, verbale Entwer-

tungen und körperliche 

Übergriffe im öffentlichen 



Newsletter Nr. 38                                                                                                           Seite 23

wenn intime Kontakte 

oder vermeintliche Lie-

besbeziehungen unter 

dem Aspekt des Schut-

zes der körperlichen 

Unversehrtheit einge-

gangen werden. Glei-

ches gilt für wie auch 

immer geartete sexuelle 

oder partnerschaftlich 

konnotierte Beziehun-

gen zwischen Insassin-

nen oder Insassen und 

dem Personal einer Jus-

tizvollzugsanstalt –

selbst dann, wenn diese 

ter Linie dem Vergnügen, 

aber auch dem Bedürfnis 

zu handeln, dem Wunsch 

nach Fortpflanzung, dem 

Sicherheitsbedürfnis, und 

zu guter Letzt einem 

ubiquitären menschlichen 

Bedürfnis, dem nach Lie-

be. 

Die Grenze zwischen 

konsensualen – gewoll-

ten – und erzwungenen 

sexuellen Handlungen ist 

bei inhaftierten Men-

schen überschritten, 

„Denn mit dem Entzug der 

Freiheit gehen neben dem 

individuellen Leiden … 

zumeist erheblich 

eingeschränkte Möglichkeiten 

einher, während der 

Inhaftierung 

partnerschaftliche 

Verbindungen einzugehen 

und zu leben.“

Inhaftierung einhergeht 

– sowohl in Bezug auf 

die damit zumeist eintre-

tende erhebliche indivi-

duelle Verunsicherung 

insbesondere bei Haft-

antritt oder bei jungen 

bzw. unerfahrenen In-

sassinnen und Insas-

sen, aber auch die sich 

aus den Haftbedingun-

gen ergebende zwi-

schenmenschliche Dy-

namik trägt unter gewis-

sen Umständen zu Be-

dingungen bei, die non-

konsensualen sexuellen 

Kontakten Vorschub leis-

ten oder diese überhaupt 

erst ermöglich. Denn mit 

dem Entzug der Freiheit 

gehen neben dem indivi-

duellen Leiden – auch 

ob des früher oder spä-

ter eintretenden Verlust 

bestehender Partner-

schaften – zumeist er-

heblich eingeschränkte 

Möglichkeiten einher, 

während der Inhaftierung 

partnerschaftliche Ver-

bindungen einzugehen 

tierten Menschen zahlrei-

che Personen, die auf-

grund ihrer nicht selten 

hochproblematischen 

Sozialisationsbedingun-

gen und Persönlichkeit 

die genannten Vorurteile 

offen ausleben und dabei 

gegebenenfalls auch be-

reit sind, (sexualisierte) 

Gewalt gegenüber Insas-

sinnen oder Insassen der 

LGBTQI-Community aus-

zuüben.   

Die Zäsur, die mit einer 

ausgerichtete Menschen 

auch körperliche oder 

sexualisierte Gewalt 

erfahren. Zudem ist es 

für diese Personen nicht 

selten bereits vor deren 

Inhaftierung mit größe-

ren Schwierigkeiten ver-

bunden gewesen, sexu-

elle Bedürfnisse auszu-

leben, verbindliche zwi-

schenmenschliche Bin-

dungen einzugehen und 

vertrauensvolle Partner-

schaften zu entwickeln.

und zu leben. 

Menschen der LGBTQI-

Community, die im Jus-

tizvollzug inhaftiert oder 

im forensischen Maßre-

gelvollzug untergebracht 

werden, sind in vielen 

Fällen bereits in entbeh-

rungs- und konfliktrei-

chen Lebenswelten sozi-

alisiert worden oder ha-

ben diese nie verlassen. 

Sie haben dabei nicht 

selten in einem höheren 

Maße als heteronormativ 

STRAFVOLLZUG UND (SEXUALISIERTE) GEWALT 

von den agierenden 

Personen romantisch 

verklärt und als einver-

nehmlich empfunden 

und vertreten werden. 

Die Rechtsprechung 

unterstreicht in Hinblick 

auf straf- und zivilrechtli-

che Sanktionen diese 

Einordnung unmissver-

ständlich (Verwaltungs-

gericht Trier, Beschluss 

vom 02.01.2013 {-3 

L1564/12.TR; Sächsi-

sches Oberverwaltungs-

gericht Bautzen, Be-

Es bedarf keiner nähe-

ren Erläuterung, dass 

sich auch und gerade 

während des Freiheits-

entzugs innerhalb von 

Justiz- und Maßregel-

vollzugseinrichtungen 

Gefühle wie Sympathie, 

Zuneigung oder sexuelle 

Anziehung im zwischen-

menschlichen Kontakt 

Ausdruck verleihen. Die 

Beweggründe hierfür 

sind so zahlreich wie 

außerhalb dieser Institu-

tionen: sie dienen in ers-

„Grenze zwischen 

konsensualen – gewollten –

und erzwungenen sexuellen 

Handlungen ist bei 

inhaftierten Menschen 

überschritten, wenn intime 

Kontakte oder vermeintliche 

Liebesbeziehungen unter dem 

Aspekt des Schutzes der 

körperlichen Unversehrtheit 

eingegangen werden.“
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Person, die zusätzlich 

geschlechtsangleichen-

de körperliche oder me-

dizinische Maßnahmen 

in Erwägung zieht, sol-

che vornehmen lassen 

kann. Nach voraussicht-

lichem Inkrafttreten des 

SBGG im November 

2024 werden die Rechte 

für transgeschlechtliche, 

intergeschlechtliche und 

nichtbinäre Menschen 

dann auf gesetzlich gel-

tender Grundlage bun-

desweit einheitlich si-

chergestellt und die viel-

Examination of Sexual 

Assault).

Mit dem am 23.08.2023 

vom Bundeskabinett be-

schlossenen Entwurf zum 

Gesetz über die Selbst-

bestimmung in Bezug auf 

den Geschlechtseintrag 

(SBGG) wird die Ände-

rung des Geschlechtsein-

trags und der Vornamen 

für transidente, interge-

schlechtliche und queere 

Menschen zukünftig ein-

heitlich geregelt – nicht 

jedoch die Frage, ob eine 

biltelefone mit dem Ziel 

der Erpressung oder 

Entwertung, über Nöti-

gungen zu sexuellen 

Handlungen im Rahmen 

der Begleichung von 

Schulden bis hin zu ein-

zeln oder gemeinschaft-

lich begangenen sexuel-

len Handlungen im Kon-

text subkultureller Be-

strafungs- bzw. Vergel-

tungsmaßnahmen ge-

genüber hierarchisch 

deklassierten Insassin-

nen oder Insassen.

Erkenntnisse aus inter-

nationalen wissenschaft-

lichen Studien, die in 

Strafvollzugsanstalten 

erhoben wurden, die mit 

den Verhältnissen in der 

Bundesrepublik nur ein-

geschränkt vergleichbar 

sind, müssen einer diffe-

renzierten Betrachtung 

unterzogen werden und 

können deshalb nicht 

direkt auf die hiesigen 

schluss vom 12.02.2016 

(6 A 392/15.D 10 K 

2477/14}). 

Das Spektrum nonkon-

sensualer Handlungen im 

Kontext sexualisierter 

Gewalt unter Inhaftieren 

reicht von Nötigungen zu 

Zärtlichkeiten unter Aus-

nutzung emotionaler Ab-

hängigkeiten, kompromit-

tierenden Foto- bzw. Vi-

deo-Aufnahmen durch 

illegal eingebrachte Mo-

STRAFVOLLZUG UND (SEXUALISIERTE) GEWALT 

fach als diskriminierend 

und entwertend erlebten 

Regelungen des seit 

1981 bestehenden 

Transsexuellengesetzes 

aufgehoben und an die 

inzwischen veränderten 

gesellschaftlichen Er-

wartungen angepasst. 

Die Strafvollzugsgeset-

ze der Länder bilden 

bislang allerdings nur 

unzureichend die Be-

rücksichtigung der be-

sonderen Bedürfnisse 

transidenter, interge-

Personen der LGBTQI-

Community. Beispiels-

weise berichteten 67 

Prozent der Insassen 

von sechs Strafvollzugs-

einrichtungen Kalifor-

niens, die sich als homo-

, bisexuell, transident 

oder queer bezeichnet 

hatten, in einer Befra-

gung von einer sexuellen 

Viktimisierung während 

der Inhaftierung, was 

einem um den Faktor 13 

erhöhtem Risiko im Ver-

gleich zur heterosexuel-

len Studien-Population 

entspricht (Jenness et 

al., 2007. Violence in 

California Correctional 

Facilities: An Empirical 

Verhältnisse übertragen 

werden. Dennoch geben 

insbesondere die nun 

aus fast zwei Jahrzehn-

ten vorliegenden Studien 

– nachdem der Prison 

Rape Elimination Act 

(PREA) im Jahr 2003 per 

Gesetzgebung die lan-

desweite Evaluation des 

Strafvollzugs in den 

U.S.A. ermöglicht hatte –

Auskunft über die her-

ausgehobene Gefähr-

dung von inhaftierten 

„Die Strafvollzugsgesetze der 

Länder bilden bislang 

allerdings nur unzureichend 

die Berücksichtigung der 

besonderen Bedürfnisse 

transidenter, 

intergeschlechtlicher und 

queerer Menschen ab – mit 

der Ausnahme des 

Bundeslandes Berlin.“
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schlechts dürfen in die-

sem Fall während der 

Entkleidung anwesend 

sein. (…)“

Der für den Allgemeinen 

Vollzugsdienst in Berli-

ner Justizvollzugsanstal-

ten hierzu von der Se-

natsverwaltung für Jus-

tiz und Verbraucher-

schutz Berlin erstellte 

„Handlungsleitfaden“ 

bzw. die „Checkliste bei 

Aufnahme zur Haft von 

trans*-, inter*-Personen 

Bln vom 04.04.2016 die 

„Absuchung, Durchsu-

chung und Haftraumrevi-

sion“. Darin heißt es: „(..) 

Abweichend (…) soll bei 

berechtigtem Interesse 

der Gefangenen ihrem 

Wunsch, die mit der Ent-

kleidung verbundene kör-

perliche Durchsuchung 

Bediensteten eines be-

stimmten Geschlechts zu 

übertragen, entsprochen 

werden; nur Bedienstete 

des benannten Ge-

„Die Senatsverwaltung für 

Justiz und Verbraucherschutz 

Berlin hat in enger 

Zusammenarbeit mit den 

Justizvollzugsanstalten des 

Landes Berlin inzwischen 

wesentliche Voraussetzungen 

geschaffen, die aus den 

gesetzlichen Vorgaben 

abzuleitenden Erfordernisse 

für die betreffenden Personen 

bei deren Inhaftierung zu 

berücksichtigen.“

gelt, dass „von dem 

Grundsatz der getrenn-

ten Unterbringung (…) 

im Einzelfall (…) abge-

wichen werden kann, 

wenn sich Gefangene 

aufgrund ihrer ge-

schlechtlichen Identität 

nicht dem in ihrem amtli-

chen Personenstands-

eintrag. angegebenen, 

sondern einem anderen 

Geschlecht oder dauer-

haft weder dem männli-

chen noch dem weibli-

chen Geschlecht als 

zugehörig empfinden.“ 

Die Senatsverwaltung 

für Justiz und Verbrau-

cherschutz Berlin 

(Abteilung III, Referat A) 

hat in enger Zusammen-

arbeit mit den Justizvoll-

zugsanstalten des Lan-

des Berlin inzwischen 

wesentliche Vorausset-

zungen geschaffen, die 

aus den gesetzlichen 

Vorgaben abzuleitenden 

Erfordernisse für die be-

treffenden Personen bei 

schlechtlicher und quee-

rer Menschen ab – mit 

der Ausnahme des Bun-

deslandes Berlin. Das 

Abgeordnetenhaus Berlin 

hatte am 18.08.2021 das 

Gesetz zur Änderung von 

Berliner Justizvollzugsge-

setzen vom 04.08.2020 

in einer novellierten Fas-

sung verabschiedet. Be-

zugnehmend auf den im 

Strafvollzug geltenden 

Trennungsgrundsatz zwi-

schen Männern und 

Frauen wird darin gere-

STRAFVOLLZUG UND (SEXUALISIERTE) GEWALT 

sowie Menschen mit 

dem Personenstand 

‚divers‘“ stellt eine den 

gesetzlichen Anforde-

rungen entsprechende 

konsequente Handha-

bung des Umgangs mit 

den betreffenden Perso-

nen sicher und garan-

tiert Rechtssicherheit 

sowohl für inhaftierte 

Menschen als auch für 

die ausführenden Be-

diensteten. 

Darüber hinaus ist von 

schlechtliche und Men-

schen mit dem Perso-

nenstand „divers“ bei 

Aufnahme in den Berli-

deren Inhaftierung zu 

berücksichtigen. Das 

setzt allerdings voraus, 

dass transidente, interge-

ner Justizvollzug syste-

matisch erfasst werden –

mit Stichtag vom 

18.07.2023 betraf dies 

eine Anzahl von 6 Per-

sonen. Seit Beginn der 

statistischen Erfassung 

im Jahr 2019 befanden 

sich insgesamt 19 Per-

sonen der LGBTQI-

Community in Berliner 

Justizvollzugsanstalten.

Darüber hinaus regelt in 

Berliner Justizvollzugs-

anstalten § 83 StVollzG 
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soll, welche die Sicher-

heit der Insassinnen und 

Insassen, aber auch der 

im Justizvollzugsdienst 

tätigen Bediensteten 

sicherstellt – beispiels-

weise hinsichtlich der 

Fragestellung, ob eine 

inhaftierte Transfrau in 

eine Justizvollzugsan-

stalt für Männer oder für 

Frauen einzuweisen ist.

Die hier vorgestellten 

Maßnahmen sind in 

Berlin durch die Senats-

verwaltung für Justiz und 

Verbraucherschutz in 

enger Zusammenarbeit 

mit Vertreterinnen und 

Vertretern der zahlrei-

chen Interessenverbän-

de erarbeitet und umge-

setzt worden. Die dabei 

gemachten Erfahrungen 

sind bislang durchweg 

positiv. Man darf hoffen, 

dass diese auch für die 

Bundesländer, in denen 

hierzu noch entspre-

chende Regelungen in 

der Senatsverwaltung für 

Justiz und Verbraucher-

schutz Berlin eine inter-

disziplinäre Fachgruppe 

zur Fortbildung des Allge-

meinen Vollzugsdienstes 

vorgesehen, die mit der 

Schulung des Personals 

nicht nur eine souveräne 

Umsetzung der genann-

ten Vorschriften garantie-

ren, sondern auch Kom-

petenzen in Bezug auf 

zukünftige Entschei-

dungsprozesse vermitteln 

Bezug auf die Ausgestal-

tung des Strafvollzugs 

unter besonderer Berück-

sichtigung der Bedürfnis-

se von transidenten, in-

tergeschlechtlichen und 

queeren Menschen feh-

len, herangezogen und 

umgesetzt werden.

STRAFVOLLZUG UND (SEXUALISIERTE) GEWALT 

Kontakt: 

Laura Kaliqanaj 

E-Mail

laura.kali@icloud.com

Kontakt: 

Dr. Thomas Barth

E-Mail 

dr.barth@posteo.de
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den vereinzelten Spezi-

alabteilungen, die für 

ältere und kranke Ge-

fangene konzipiert wur-

den und auch oftmals 

Verwahrte beherbergen, 

erst eine Abteilung, die 

ausschließlich für ver-

wahrte Gefangene be-

stimmt ist. Diese befin-

det sich in einer ge-

schlossenen Justizvoll-

zugsanstalt und bietet 

Leben in der Verwahrung: Erkenntnisse aus einem 

Forschungsprojekt in der Schweiz 
von Irene Marti

LEBEN IN DER VERWAHRUNG 

Personen, die in der 

Schweiz nach Art. 64 

des Strafgesetzbuches 

verwahrt werden, blei-

ben auch nach Verbü-

ßung ihrer Freiheitsstra-

fe weiter und auf unbe-

stimmte Zeit inhaftiert. 

Aufgrund des seit 

den 1990er Jahren 

strengeren Umgangs mit 

Gewalt- und Sexualstraf-

täter:innen und restrikti-

ver Entlassungspraxis, 

wird die Mehrheit von 

ihnen mit großer Wahr-

scheinlichkeit bis ans Le-

bensende inhaftiert blei-

ben. 

Obwohl vom UN-

Menschenrechtsaus-

schuss sowie dem Euro-

päischen Gerichtshof für 

Menschenrechte gefor-

dert, gibt es in der 

Schweiz derzeit nebst 

Folter“ (Interview, Gefan-

gener, 11.9.2013) 

oder sogar als 

„unmenschlich langgezo-

gene Todesstra-

fe“ (Interview, Gefange-

ner, 29.3.2016) empfun-

den. Abgesehen von der 

ungewissen Zukunft se-

hen sich die Insassen mit 

einem Gefängnisalltag 

konfrontiert, der von 

Zwang, Fremdbestim-

mung und Monotonie 

geprägt ist und wenig 

von verwahrten Straftä-

tern in der Schweiz.

Ungewisse Zukunft –

ereignisarme Gegen-

wart 

Die unbestimmte Dauer 

der Verwahrung und die 

damit verbundene Per-

spektivlosigkeit wird von 

zahlreichen verwahrten 

Gefangenen als eine 

Form von „psychischer 

Platz für sechs Verwahr-

te. Die große Mehrheit 

der Verwahrten lebt unter 

den gleichen Bedingun-

gen wie Gefangene, die 

eine (endliche) Freiheits-

strafe verbüßen.

Auf der Grundlage von 

Daten, die mittels ethno-

grafischer Forschungs-

methoden (teilnehmende 

Beobachtung, verschie-

dene Formen von Inter-

views, Dokumentenana-

lyse) im Rahmen eines 

vom Schweizerischen 

Nationalfonds (SNF) ge-

förderten Forschungspro-

jekts zum Thema Ver-

wahrung in zwei ge-

schlossenen Justizvoll-

zugsanstalten für männli-

che Inhaftierte generiert 

wurden (Marti, 2023), 

bietet dieser Beitrag ei-

nen Einblick in den Alltag 

Dr. Irene Marti

Wissenschaftliche Mitarbeiterin 

der Universität Bern  - Institut für 

Strafrecht und Kriminologie  

Raum für Spontaneität 

und Unerwartetes lässt. 

Infolgedessen erleben 

viele Gefangene das Ge-

fühl, in einer ereignisar-

men und „immer glei-

chen“ Gegenwart gefan-

gen zu sein, die beim 

Individuum kaum 

„Spuren“ im Sinne von 

wertvollen Erinnerungen 

hinterlässt, sondern 

stattdessen zu „Ab-

stumpfung“ und einem 

Gefühl der Leere führt Das Institut für Strafrecht und Kriminologie der Universität Bern.
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dungen zur Außenwelt 

als entscheidend für ihr 

Wohlbefinden. Manche 

erleben schon allein der 

Anblick des blauen Him-

mels oder des grünen 

Waldes als befreiend, 

oder die Möglichkeit, «in 

die Ferne blicken zu 

können» (Interview, Ge-

fangener, 23.3.2016). 

Die Sicht auf Häuser 

und Autos vermittelt 

ihnen das Gefühl, dass 

das «normale Leben» 

weitergeht, was ihnen 

ausrichtung unterschiedli-

che Ausblicke und somit 

potenziell unterschiedli-

che Verbindungen zur 

Außenwelt. Die Sonnen-

einstrahlung variiert 

ebenfalls je nach Zellen-

lage. Gefangene in den 

Zellen im zweiten Stock 

können beispielsweise 

den Blick über die Ge-

fängnismauern hinaus in 

die „freie Welt“ schweifen 

lassen. Viele Insassen 

beschreiben visuelle und/

oder akustische Verbin-

„Im Rahmen meiner 

Forschung wurde deutlich, 

dass die Zelle insbesondere 

für die Aufrechterhaltung 

ihres Selbstbewusstseins und 

für das Gefühl persönlicher 

Integrität bedeutend ist.“

bedingungen und Res-

sourcen für das (Er)

Leben in der Verwah-

rung dar.

In der Zelle

Der Großteil ihrer Haft-

zeit verbringen die Ge-

fangenen allein in ihrer 

Zelle. Die Zelle dient 

offiziell als der Ort im 

Gefängnis, an dem sie 

ihre Ruhezeit verbrin-

gen. Im Rahmen meiner 

Forschung wurde deut-

lich, dass die Zelle ins-

besondere für die Auf-

rechterhaltung ihres 

Selbstbewusstseins und 

für das Gefühl persönli-

cher Integrität bedeutend 

ist.

Die Art und Weise, wie 

sich die Gefangenen in 

ihrer Zelle einrichten, 

kann als direkter Aus-

druck ihrer Einstellung 

zur unbefristeten Inhaf-

tierung bzw. ihres Um-

gangs mit der Zeit ver-

standen werden, indem 

(Interview, Gefangener, 

23.3.2016). 

Die Art und Weise, wie 

die Betroffenen ihre zeit-

lich unbestimmte Inhaftie-

rung in geschlossenen 

Anstalten erleben und 

gestalten, spiegelt sich in 

ihrem Alltag wider. Dies 

zeigt sich in ihren Zellen, 

bei der Arbeit und in 

ihrer Freizeitgestaltung. 

Diese Raum-Zeit-

Konstellationen stellen 

verschiedene Rahmen-

gener, 24.3.2016), 

wodurch diese Gefange-

ne Distanz zum Gefäng-

nissystem markieren 

wollen. Unabhängig da-

von wird die Zelle von 

den Gefangenen als 

persönlicher Rückzugs-

ort erlebt, der ihnen ein 

gewisses Maß an Pri-

vatsphäre gewährt. Die-

se Erfahrung ist stark 

vom Verhalten des Per-

sonals abhängig, bei-

spielsweise beim Betre-

ten der Zelle (mit oder 

sie sich beispielsweise 

auf eine Zukunft außer-

halb des Gefängnisses 

oder auf die Gegenwart 

(im Gefängnis) konzent-

rieren. Durch Narrative, 

Einrichtung sowie be-

stimmte Aktivitäten trans-

formieren einige Gefan-

gene ihre Zelle in ein 

«Zuhause», während 

andere darauf achten, 

dass die Zelle eine Zelle 

bleibt, d.h. «ein Ort zum 

Sein, aber nicht zum Le-

ben» (Interview, Gefan-

LEBEN IN DER VERWAHRUNG 

Hoffnung gibt und ihr 

Gefühl der Isolation ver-

ringert. Andererseits 

verzichten einige be-

wusst auf solche Verbin-

dungen zur Außenwelt, 

da sie auf diese Weise 

besonders deutlich an 

ihre Gefangenschaft 

und an all das erinnert 

werden, was sie 

schmerzlich vermissen.

Bei der Arbeit

In der Schweiz sind Ge-

fangene zur Arbeit ver-

ohne vorgängiges An-

klopfen) oder während 

der mehr oder weniger 

sorgfältig durchgeführten 

Zellendurchsuchungen.

Das subjektive Erleben 

der Zelle wird auch 

durch die Umgebung 

des Gefängnisses beein-

flusst. Obwohl die Zellen 

in einem Gefängnis 

grundsätzlich ähnliche 

Merkmale aufweisen, 

bieten sie aufgrund ihrer 

Lage und der Fenster-

„Andererseits verzichten 

einige bewusst auf solche 

Verbindungen zur Außenwelt, 

da sie auf diese Weise 

besonders deutlich an ihre 

Gefangenschaft und an all das 

erinnert werden, was sie 

schmerzlich vermissen.“
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seit Monaten“. 

(Interview, Gefangener, 

25.9.2013). 

Generell werden die 

Arbeitsplätze zumeist 

als Räume wahrgenom-

men, die aufgrund ihrer 

Ausstattung und der 

dort stattfindenden Inter-

aktionen weniger stark 

vom Gefängnischarakter 

geprägt sind und häufig 

an Arbeitskontexte in 

der Außenwelt erinnern. 

Gefangene erledigen 

zudem oft Aufträge von 

Stuhl oder [steht] an ei-

nem Arbeitstisch und [...] 

muss einfach das Zeug 

machen, [...] mehr oder 

weniger immer am glei-

chen Ort» (Interview, Ge-

fangener, 7.9.2017). „Im 

Februar, März bin ich 

gekommen, jetzt haben 

wir September, seither 

bin ich daran, an so ei-

nem Brettchen Sternchen 

zu zeichnen, ab Schablo-

ne, und die Sternchen 

dann auszuschneiden. 

Und das mache ich jetzt 

Gefangene können je 

nach Art des Arbeits-

platzes entweder phy-

sisch an eine Werkstatt 

gebunden sein oder sich 

freier (d.h. unabhängi-

ger und weniger direkt 

vom Anstaltspersonal 

überwacht) im gesam-

ten Gebäude oder sogar 

auf dem Gefängnisge-

lände bewegen. Der 

Bewegungsradius sowie 

die Art der Überwa-

chung von Bewegungen 

prägen in erheblichem 

Masse die körperliche 

und räumliche Erfahrung 

der Inhaftierung. Gefan-

gene, die in den Berei-

chen Reinigung und Un-

terhalt arbeiten, sind 

zudem nicht nur körper-

lich, sondern auch men-

tal mobil, da ihnen meist 

auch mehr Autonomie 

gewährt wird. Sie erfül-

len ihre Aufgaben im 

gesamten Gefängnisge-

bäude, arbeiten weitge-

pflichtet. Während der 

Arbeit ist es für Verwahr-

te potenziell möglich, ein 

Gefühl von «Normalität», 

von Individualität und von 

sozialer Zugehörigkeit zu 

erfahren. Diese Art der 

Inklusion ist für diese 

Gefangene aufgrund ih-

res dauerhaften 

(physischen und sozia-

len) Ausschlusses aus 

der Gesellschaft sowie 

moralischer Ausgrenzung 

besonders wichtig.

LEBEN IN DER VERWAHRUNG 

externen Kund:innen 

und sind somit direkt mit 

der Außenwelt verbun-

den, was ihnen ermög-

licht, für die Gesellschaft 

«von Nutzen» zu sein. 

Diese beiden Aspekte 

erlaubt es den Gefange-

nen, bei der Arbeit einen 

gewissen Grad an 

«Normalität» zu erleben. 

Gefangene in den Abtei-

lungen für kranke und 

ältere Gefangene be-

richteten jedoch auch 

von gegenteiligen Erfah-

alles, ich organisiere 

mich selber. Ich mache 

das, dann das, dann 

das, dann mache ich 

Pause, dann das, dann 

wieder Pause, dann 

das, und so kriege ich 

die Zeit hin [...] Die Ar-

beit tut mir gut irgend-

wie, ich bewegen mich 

die ganze 

Zeit» (Interview, Gefan-

gener, 24.9.2013). Ande-

re wiederum verbringen 

ihre Arbeitszeit überwie-

gend sitzend oder ste-

hend, mehr oder weniger 

an der gleichen Stelle, 

wo sie repetitive Tätig-

keiten ausführen müs-

sen: «man sitzt [...] ein-

fach den ganzen Tag 

irgendwo auf einem 

hend allein und selbstän-

dig und können den 

Rhythmus ihres Arbeits-

tages freier bestimmen. 

Dies kann Gefangenen 

vorübergehend das Ge-

fühl vermitteln, frei zu 

sein – oder zumindest 

weniger eingesperrt: 

«Seit zehn Monaten bin 

ich Hausarbeiter hier un-

ten. Ich bin mein eigener 

Chef, niemand befiehlt, 

niemand gibt mir das 

Tempo vor, ich mache 

„Generell werden die 

Arbeitsplätze zumeist als 

Räume wahrgenommen, die 

aufgrund ihrer Ausstattung 

und der dort stattfindenden 

Interaktionen weniger stark 

vom Gefängnischarakter 

geprägt sind und häufig an 

Arbeitskontexte in der 

Außenwelt erinnern.“
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dabei gleichzeitig auch 

am intensivsten an ihre 

Gefangenschaft erin-

nert.

Täglich haben die Ge-

fangenen die Möglich-

keit, eine Stunde im 

Spazierhof zu verbrin-

gen. Während dieser 

Zeit unter freiem Him-

mel, können sie die 

«frische» (Interview, 

Gefangener, 6.5.2016) 

oder „warme“ Luft 

(Interview, Gefangener, 

Empfang von externen 

Besucher:innen. Dabei 

kommen die Gefangene 

unmittelbar mit der Au-

ßenwelt in Berührung, sei 

es physisch, intellektuell 

oder emotional, was bei 

den Gefangenen ambiva-

lente Gefühle hervorruft. 

Während diese Momente 

in der Regel ihr Leben 

intensivieren und ihnen 

ermöglichen, sich freier 

bzw. weniger gefangen 

zu fühlen, werden sie 

„Die positive Anerkennung 

am Arbeitsplatz eröffnet den 

Inhaftierten zudem die 

Möglichkeit, mehr zu sein als 

‚einfache‘ Gefangene –

idealerweise werden sie als 

‚Experten‘ in ihrem speziellen 

Arbeitsbereich 

wahrgenommen.“

nicht mit den «richtigen» 

Materialien und Werk-

zeugen. Dies führt bei 

einigen Gefangenen 

dazu, dass sie sich ge-

zwungen fühlen, eine 

Tätigkeit auszuüben, die 

aus ihrer Sicht alles an-

dere als «normal» ist. 

Insbesondere denjeni-

gen mit hoher Arbeits-

moral vermittelt dies das 

Gefühl, nicht nur als 

nutzlos, sondern auch 

als wertlos angesehen 

zu werden.

Für die überwiegende 

Mehrheit der Verwahrten 

ist die Arbeit jedoch at-

traktiv, da sie potenziell 

Raum für persönliche 

Anerkennung bietet. Die-

se Anerkennung mani-

festiert sich in Form von 

allgemeiner Wertschät-

zung durch das Perso-

nal, das individuelle Fä-

higkeiten hervorhebt, 

oder durch das Betonen 

von Vertrauenswürdig-

keit. Dies hat für diese 

Gefangenen eine ent-

rungen. Die Arbeit in die-

sen Spezialabteilungen 

dient primär der Beschäf-

tigung und die hergestell-

ten Produkte werden 

hauptsächlich im Gefäng-

nisladen verkauft. Einige 

Insassen äußerten den 

Eindruck, etwas 

„Unnützes“ produzieren 

zu müssen, oft nicht auf 

die «richtige» Weise, d.h. 

so, wie sie es außerhalb 

des Gefängnisses gelernt 

haben, und aus Sicher-

heitsgründen oft auch 

LEBEN IN DER VERWAHRUNG 

29.3.2016) wahrnehmen 

und je nach Standort 

des Hofs und festgeleg-

ter Spazierzeit Sonnen-

strahlen, Regen oder 

Schnee auf ihrer Haut 

spüren. Möglicherweise 

können sie sich sogar 

auf eine „richtige Wiese“ 

setzen (Interview, Ge-

fangener, 31.8.2017). 

Allerdings befindet sich 

der Spazierhof auch 

nahe bei den Gefäng-

nismauern und der da-

mit verbundenen Infra-

speziellen Arbeitsbe-

reich wahrgenommen. 

Andererseits machten 

einige Gefangene die 

Erfahrung, dass ihnen 

am Arbeitsplatz Desinte-

resse, Abneigung und 

Geringschätzung entge-

gengebracht wurden. 

scheidende Bedeutung, 

da es ihnen ermöglicht, 

eine andere Rolle von 

sich (als Arbeiter) zu kon-

struieren und vorüberge-

hend das Stigma des 

„gefährlichen“ und 

„bösen“ Verbrechers ab-

zulegen. Die positive An-

erkennung am Arbeits-

platz eröffnet den Inhaf-

tierten zudem die Mög-

lichkeit, mehr zu sein als 

„einfache“ Gefangene –

idealerweise werden sie 

als „Experten“ in ihrem 

Dies kann nicht nur zu 

erheblicher Frustration 

führen, sondern auch 

das Gefühl des sozialen 

Ausschlusses verstär-

ken.

Während der Freizeit 

Die «Freizeit» beinhaltet 

Aktivitäten, die außer-

halb der Arbeits- und 

Ruhezeit stattfinden, wie 

z.B.  die tägliche Stunde 

im Spazierhof, sportliche 

Betätigung, Aus- und 

Weiterbildung sowie der 
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Für Langzeitgefangene, 

die wahrscheinlich bis 

zu ihrem Lebensende 

von der Gesellschaft 

ausgeschlossen und 

möglicherweise auch in 

einem geschlossenen 

Setting sterben werden 

(siehe Hostettler, Marti 

& Richter, 2016), spie-

len einige Faktoren eine 

entscheidende Rolle in 

Bezug auf ihre Lebens-

qualität. Dazu zählen 

das Erleben von Indivi-

dualität und Autonomie 

haben und möglicher-

weise nie (wieder) erle-

ben werden. Diese Be-

lastung kann dazu füh-

ren, dass einige Insassen 

sämtliche Verbindungen 

zur Außenwelt abbre-

chen. Häufiger wird je-

doch die Beziehung von 

den Personen außerhalb 

der Gefängnismauern 

beendet, die diese Situa-

tion ebenfalls als belas-

tend erleben. 

Schlussgedanken 

„Kollektive Sportaktivitäten 

können folglich dazu 

beitragen, vorübergehend die 

festgelegten Grenzen und 

Hierarchien zwischen den 

beiden Gruppen aufzuheben 

und Begegnungen zwischen 

Menschen zu ermöglichen.“

Gefangen die Möglich-

keit, sich sportlich zu 

betätigen, sei es beim 

Badminton, Fußball o-

der im Fitnessraum. Da-

bei können sie die Kon-

trolle über ihren Körper 

zurückgewinnen, der im 

Laufe der Zeit stark 

durch das institutionelle 

Regime geprägt wird, 

und so das Erleben der 

Gefangenschaft positiv 

beeinflussen. Vor allem 

aber stellen Sportkon-

texte soziale Räume 

dar, in denen die Gefan-

genen sowohl mit ande-

ren Insassen als auch 

mit Sportlehrer:innen 

(meist Angestellte der 

Anstalt) interagieren. In 

diesen Momenten agie-

ren sie als gleichberech-

tigte Partner oder Geg-

ner, wodurch die von der 

Institution zugewiesenen 

(antagonistischen) Rol-

len in den Hintergrund 

treten. Kollektive 

Sportaktivitäten können 

folglich dazu beitragen, 

struktur. Einigen Insas-

sen helfen die Sinnesein-

drücke, die sie von der 

„Natur“ und aus der Au-

ßenwelt gewinnen, für 

einen kurzen Moment die 

Gefängnissituation aus-

zublenden. Andere wie-

derum werden sich an 

diesem Ort ihrer Inhaftie-

rung am schmerzlichsten 

bewusst und meiden den 

Spazierhof deshalb weit-

gehend.

Des Weiteren haben die 

LEBEN IN DER VERWAHRUNG 

sowie das Wahrgenom-

men-Werden als 

Mensch (nicht nur als 

Straftäter). Ebenso zent-

ral ist eine Anstaltsum-

gebung, die Ruhe und 

Privatsphäre bietet und 

gleichzeitig der sozialen 

Isolation und sensori-

schen Deprivation ent-

gegenwirkt. Schließlich 

sind das Erfahren von 

Sinnhaftigkeit im alltägli-

chen Handeln sowie 

persönliche Anerken-

nung und Wertschät-

eignisse außerhalb der 

monotonen Gefängnis-

routine einen Einfluss 

auf das Zeitgefühl der 

Gefangenen. Besuche 

werden sorgfältig ge-

plant und vorbereitet, 

und die Insassen kön-

nen aus den Erinnerun-

gen an diese Begegnun-

gen noch Tage oder gar 

Wochen danach Kraft 

schöpfen. Während des 

Besuchs können Gefan-

gene in andere Rollen 

schlüpfen, wie die eines 

vorübergehend die fest-

gelegten Grenzen und 

Hierarchien zwischen 

den beiden Gruppen auf-

zuheben und Begegnun-

gen zwischen Menschen 

zu ermöglichen.

Der Empfang von exter-

nen Besuchern und Be-

sucherinnen im Gefäng-

nis wiederum ist ein am-

bivalenter und emotional 

aufgeladener Moment im 

Alltag der Insassen. Ei-

nerseits haben diese Er-

Freundes, Partners oder 

Sohnes. Obwohl Besu-

che im Allgemeinen den 

Gefangenen helfen, die 

Hoffnung aufrechtzuer-

halten, können sie insbe-

sondere für Langzeitge-

fangene auch zu einer 

Belastung werden. 

Durch den Kontakt 

mit Personen aus der 

Außenwelt werden sie 

ständig an die ungewis-

se Dauer ihrer Inhaftie-

rung erinnert und an 

das, was sie verloren 
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eine menschenwürdige 

und humane Gestaltung 

der Langzeitinhaftierung 

zu gewährleisten, muss 

den betroffenen Gefan-

genen die Möglichkeit 

gegeben werden, sich 

sowohl als einzigartiges 

Individuum zu fühlen, 

als auch (weiterhin) als 

Teil der Gesellschaft zu 

erleben.
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zung, sei es durch einzel-

ne Personen oder durch 

die Institution, bedeut-

sam. Für verwahrte Ge-

fangene sind diese Ele-

mente nicht nur entschei-

dend für das eigene 

Selbstwertgefühl und die 

Beziehungen zu anderen, 

sondern aufgrund ihres 

dauerhaften Ausschlus-

ses aus der Gesellschaft 

und ihrer moralischen 

Ausgrenzung von exis-

tenzieller Bedeutung. Um 

LEBEN IN DER VERWAHRUNG 

Kontakt: 

Laura Kaliqanaj 

E-Mail

laura.kali@icloud.com

Kontakt: 

Dr. Irene Marti

E-Mail 

ir.marti@krim.unibe.ch

Telefon:

+41 31 684 48 73 



Newsletter Nr. 38                                                                                                           Seite 33

Filmaufführung Restorative Justice-Film "All eure Gesichter"

am 14.12.23 deutschlandweit 

alleuregesichter und der 

deutsche Trailer: https://

www.dailymotion.com/

video/x8p7dr1

Die Produktionsfirma 

möchte gerne ausge-

wählten Justizvollzugs-

anstalten einen 

Screeninglink zur Verfü-

gung stellen, um so 

auch Gefangene mit 

einzubeziehen. Entwe-

der direkt zur Erstauf-

RESTORATIVE JUSTICE

Der Film stellt sehr gut 

die Begegnung von Be-

troffenen von Straftaten 

und Gefangenen nicht 

ein und derselben Straf-

tat im Gefängnis dar, so 

wie es auch der Pra-

xiserfahrung von Danie-

la Hirt bei der Durchfüh-

rung der restaurativen 

Kreisdialoge im Gefäng-

nis auf der Grundlage 

des Konzeptes 

"Betroffenenorientiertes 

Arbeiten im Strafvollzug 

(BoAS)" entspricht. Es 

gibt noch einen zweiten 

Handlungsstrang, indem 

es um die direkte Begeg-

nung einer Betroffenen 

mit dem Tatverantwortli-

chen von sexualisierter 

Gewalt geht. Hier die 

Website zum Film: 

https://www.arthaus.de/

während der Online-

podiumsdiskussion über 

einen Mitarbeitenden 

aus dem Fachdienst sei-

ne/ihre Fragen per Tele-

fon an das Podiumssup-

portteam übermitteln.

führung mit anschließen-

der Onlinepodiumsdis-

kussion am 14.12.23 um 

19.30 Uhr oder an einem 

beliebig anderem Termin. 

Falls Sie in Erwägung 

ziehen, den Film bei sich 

in der JVA zu zeigen ist 

Frau Daniela Hirt unter 

boas@daniela-hirt.de

und https://www.daniela-

hirt.de die Ansprechper-

son. Für die Vorführung 

in der JVA ist eine gute 

Internetverbindung, ein 

Rechner und ein Bea-

mer/Abspielgerät wichtig. 

Gefangene können 

Daniela Hirt 

Diplom-Sozialarbeiterin/-

Sozialpädagogin (FH), 

Restorative Justice Praktikerin 

und Trainerin, Gewaltprävention 
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 Konzeption und Durchführung 

individueller Personalauswahl-

verfahren (Assessment Center) 

für Führungskräfte

 Managementtrainings zur Förde-

rung und Weiterentwicklung von 

Nachwuchsführungskräften

 Trainings, Veranstaltungen und 

Beratung im Bereich Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit 

(Medienakademie der nieder-

sächsischen Justiz)

 Beratung und Coaching von Füh-

rungskräften

 Informationen über Trends und 

aktuelle Veränderungsprozesse 

im Justizvollzug  u. a. durch die 

Herausgabe unseres Newsletters

Die Räume der Führungsakademie 

für den Justizvollzug befinden sich 

in der Fuhsestraße 30 in Celle. Dort 

stehen auch Tagungsmöglichkeiten 

zur Verfügung. 

An Führungskräfte werden 

überall hohe Anforderungen ge-

stellt. Für Sie als Führungskräfte 

im Justizvollzug gilt das ganz 

besonders. Auf Sie konzentrieren 

sich nicht nur die Erwartungen 

Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter, sondern auch die der Ge-

fangenen und der Öffentlichkeit. 

Erwartungen, die nicht einfach zu 

erfüllen sind. Wie können Sie 

vorhandene Ressourcen besser 

nutzen? Wie begleiten Sie Ver-

änderungsprozesse und initiieren 

Innovationen? Wie gehen Sie 

professionell mit den Medien 

um? Wir unterstützen Sie als 

Führungskraft im Justizvollzug 

bei der Wahrnehmung Ihrer viel-

fältigen Aufgaben.

Wir bieten an:

 Organisation von Veranstaltun-

gen zu aktuellen Themen 

 Beratung bei Projekten und 

Organisationsentwicklung

Die Räumlichkeiten der Führungsakademie 

befinden sich in der Fuhsestraße 30 in Celle

Die Führungsakademie... 

https://bildungsinstitut-

justizvollzug.niedersachsen.de/ 
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https://bildungsinstitut-

justizvollzug.niedersachsen.de/ 
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